
F 5931 EX

Meinungen ' .:<"*,.
ün,d Informationen
aus dem
Evangelischen

Arbeitskreis
der CDU/CSU

November 1.984

Höft 11/1984
• • • ' [ " ~ : • \ ; . ; , ' " • ^ : - " ; " ; . . ,

LJ^'^-lEia-BeJ^nritnis?.:1' nf;.;;'" , '-'•'• '::'.'''':.'
^-.Ist (üe Barin.erTheologische Erklärung ^ • ^ ,
eine Konkordie lutherischer und reformierter Kirdden?— ; f i , ; < • - .
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ErnsJ'Zutlier , . r- - . ,- • , , ' , . - i l . i v ' •

( Die Synode, ^der Evangel!%c^en 'Klrcjie Jn _ Deirtschlanä
(EKD} trat zu rih'rer diesjährigen Tagung^ vom [ 4. bis 9'
November in :Lübeck-Travemühde zusammen' Dies war zu-
gleich' die l'e'tzte Tägung^'de'r Amtszeit der'6. Synode1 der
EKD. Mit'ihren lao'MitgUetfe'rriiaus Mlie'n 17'evangelischen
Landeskirchen" Istväie. Synode -das hgehste gesetzgebende.
Otgan der EKD. . ' > . < -• ; • T« i • ;. • ; i :

'. ' ' i' '- , ' , " . . " • '' ' ' '}" ::.' (S * ' ' • ' - * " ) • > r
Wenn auch kein ausgesprochenes Schwerpunktthema für

diese Tagung festgefegt wurdej''^'^'^ doch das' TrienVa
.^Barmen und der1 Weg der evah'gellscnen • Christenheit' In
Deutschland" besonderen Raum In 'den'Verhandlungen der
Synode. " ' •- i\: • , - • • ; . < ; ' • : • ' • ' •

. 1 . - . - . . ' - • : . : ; , . , L . • . , ' .
' In Deiner Icrltischen Betrachtung geht der Autor unseres

Leitartikels vor .allem dea^Fragen nach, ob die „Theolo-
gische Erklärung^ voni 31: lOlal 1934 ein „Bekenntnis'' Im
theologischen Sin'ne-'una ein gemeinsahies Bekenntnis^re^'
fomSlerteKund lutherischer Kirchen Ist' • • • ••!" • • .

-Zwei Konfessionen können-öin gemeinsames' Be-
kenntnis nur unter der Voraussetzung formulieret,
daß sie-sich über den Begriff'des Bekenntnisses vor-
her verständigt haben. Eine solche-'Vefständigung hat
es weder in Barmen noch'später gegeben.

Die Definition des Wesens und der /Kompetenz
eines Bekenntnisses hat-f in jeder Konfession .eine
gewisse Unscharfe. Seine Verbindlichkeit hängt
immer von der Interpretation ab: Aber; soviel läßt
sich sagen: nach lutherischem Verständnis ist das
Bekenntnis verbindlicher und dauerhafter als nach
reformiertem. '" • •

Auf diesen Unterschied hat der reformierte Mode-
rator Prof. H.J. Kraus erst vor kurzer Zeit wieder
deutlich hingewiesen: „Die Bekenntnisse .der luthe-
rischen Kirche sind mit dem Konkordienbuch im
Jahre 1580 abgeschlossen und e in . für allemal ffest-
g'eiegt worden. Dieses abgeschlossen.e, statuarische
Bekerintnisverständnis, das schon vom Prinzip'.,her-
am neu erklärten Status confessionis Anstoß nimmt,

kennt die reformierte Kirche nicht." . i. ..OementspreH
chend findet sich „in der gesamten, reformierten T.ra-
di'fiqrf-xiife bffen'erdynäftjlsche-W'eiteren'twicklung des
ESäkennfrifsses1:".•?: 'Refo'fmieYfe' Kircheri0'„sind' sich
im'märl'fae'viruß't g'e\Ä/fsen; 'äaß:Vneüe Situationen'.neue
Fo^r-rnuirerühgefr äes':'Gläube'ris und 'Be'kenneri's^ der
Kirche erfordern mogen;"-'(FAZ1'5l Dezember 82) Äb-
gesehenrcjavon,- daß: dje..N5.öglich.keit.eine1K,-Ergänztj,ng
iüch des^lütherJ.sehen/vBekenntnisses." fn . der luth.e-
ri,sctiep, Th'eQlo.gie zumindest ..umstritten ist, ist der
Gegensatz damit klar "herausgesfelit.', - ,. _ .

:,,Solche Differenzen 'kommen nicht :von-ungefähr.
Sie erge.ben..sich-aus unterschiedlichen theologischen
VoraussetziTngenl .Der Artikel, von Kraus nennt auch
djejreforrriierfe .Vbrentscheidöng', wenn er ausführt:
„Das greine'-.Ghristus-Bekehritnis" ist eine religiöse
Illusion, wenn man meint, sich unpolitisch verhalten
zu können." (ebd.) Damit ist eine reformierte Grund-
überzeugung ausgesprochen, die seit K. .Barth eine
immer stärkere Betonung •e.rfahren hat.

' . r . • • . . . • ' .",:• • . : . • • ; - . '
,_.:Es handelt sich dabei um.d ie direkte Verbindung

zwischen christlichem Bekenntnis und politischem
Handeln. Der Glaube-bestimmt'die politischen Ent-
scheidungen:-,fides qapax. sapientiae civilis.. Auch
diese Aussage wird nicht willkürlich getroffen. Ihr
liegt ebenfalls eine Vorentscheidung zugrunde: die
Vorstellung, daß Jesus Christus als König nicht nur
die Geschicke der Welt bestimmt-(das,glauben die
Lutheraner auch), sondern daß er sie darüber hinaus
in einer so erkennbaren Weise, bestimmt, daß seine
Kirche seinem • wel,tgeschjchtliehen Wirken durch
eigenes politisches ;HandeJn und Zeugnis entspre-
chen kann. Es ist deshalb eine sehr zutreffende
Wortwahl, wenn Kraus sagt: nicht nur ;neue Lehren
oder Häresien .fordern, „neue .Formulierungen des
Glaubens", sondern bereits neue „Situationen". Das
schließt die politischen Entwicklungen ein.



„Barmer Erklärung", — das heißt Karl Barth: Er hat
sie verfaßt und seine Autorenschaft verteidigt: „Ich
will mich nicht rühmen, aber es war wirklich mein
Text" (Gespr. VII). Wo Änderungen vorgenommen
wurden, fielen sie nicht ins Gewicht. Die Theologie
Barths ist also ein legitimer Aspekt bei einem Be-
denken der Erklärung.

Die Spannung zwischen reformierten und lutheri-
schen Überzeugungen ist Barth dabei durchaus be-
wußt gewesen. Den Umstand, daß er die Thesen nie-
derschrieb, während seine lutherischen Gesprächs-
partner Mittagschlaf hielten, hat er mit den Worten
kommentiert: „Die lutherische Kirche hat geschlafen
und die reformierte Kirche hat gewacht" (Gespr. VII).
Nur vordergründiger Humor oder hintergründige Iro-
nie?

Barth hat in der „Theologischen Erklärung" ein
Bekenntnis gesehen. Zwar wollten das „die lieben
Lutheraner nicht haben", hat er später erklärt, „aber
faktisch war es das, was man in alten Zeiten ein
.Bekenntnis' genannt hat, mit allen Schikanen von
Bejahung und Verwerfung; es sind regelmäßig auch
Anathemata in die 6 Artikel eingearbeitet" (Gespr.
VII).

/. Ich bin der Weg und die Wahrheit und das
Leben, niemand kommt zum Vater denn durch mich.
(Johannes 14ß)

Wahrlich, wahrlich, ich sage euch: Wer nicht zur
Tür hineingeht in den Schafstalt, sondern steigt
anderswo hinein, der ist ein Dieb und ein Mörder.
Ich bin die Tür; so jemand durch mich eingeht, der
wird selig werden. (Johannes 10, 1J9).

Jesus Christus, wie er uns in der Helligen Schrift
bezeugt wird, ist das eine Wort Gottes, das wir zu
hören, dem wir im Leben und im Sterben zu ver-
trauen und zu gehorchen haben.

Wir verwerfen die falsche Lehre, als könne und
müsse die Kirche als Quelle ihrer Verkündigung
außer und neben diesem einen Wort Gottes auch
noch andere Ereignisse und Mächte, Gestalten und
Wahrheiten als Gottes Offenbarung anerkennen.

Die Formel von Jesus Christus als dem „einen
Wort Gottes, das wir hören," bedeutet die Absage an
jede natürliche Gotteserkenntnis. Dies umsomehr,
wenn man sich den Verfasser dieses Satzes und
seine Theologie vergegenwärtigt Dieser Text wirft
einmal exegetische Probleme auf: wie sollen wir mit
einer solchen Formulierung — unter anderem — -Rö-
mer 1 und 2 und Apostelgeschichte 17.22ff. verste-
hen? Und was machen wir im übrigen mit den auf
diesen biblischen Stellen fußenden Aussagen unse-
res Bekenntnisses? Es ist ja damit der ganze Kom-
plex von .Gesetz und Evangelium' angesprochen.
Kann — bei allem Verständnis für die Bedrängnisse
1934 — die Formulierung von These l angesichts der
Schrift und einer allgemeinen christlichen Lehrtra-
dition (einschließlich der katholischen) als prinzipielle
christliche Lehre übernommen werden? Gründet sie
sich nicht zu einseitig auf ein Axiom der Theologie
Barths?

Mit der Festlegung auf Jesus Christus als dem
„einen Wort Gottes" ergibt sich auch der Zwang zur
uneingeschränkten christologischen Auslegung des
Alten Testaments. Wenn man dessen Rang als „Wort
Gottes" nicht bestreiten, aber an Christus als dem
„einen Wort Gottes" festhalten will, dann muß man,
— gegen die „mancherlei Weise" der Rede Gottes
nach Hebräer 1.1 — auch das Alte Testament in toto
als Christuszeugnis lesen. Angesichts der exegeti-
schen und systematischen Gewaltsamkeiten, die zur
Begründung dieser Lehre notwendig werden, ist zu
fragen, ob man sich mit der Affirmatto der These I
nicht bereits ihrer Damnatto ausgesetzt hat: die For-
mel von Christus als dem „einen Wort Gottes" ist ja
aufgehoben, wenn sie so weit gezogen wird, daß in
ihr auch noch „andere Ereignisse und Mächte, Ge-
stalten und Wahrheiten" unterkommen können.

Solche Vorbehalte geben zu weltergehenden Ober-
legungen Anlaß. Barth hat rückblickend geschrieben,
der Text der Barmer Erklärung sei deshalb von so
großer Bedeutung, weil die Anerkennung Jesu
Christi als des einen Wortes Gottes „eine Reini-
gung der Kirche nicht nur von der konkret zur Dis-
kussion stehenden neuen (das heißt der deutsch-
christlichen, Verf.), sondern von aller natürlichen
Theologie In sich schloß ...".

Man wird also der Barmer Erklärung nicht gerecht
werden können, wenn man sie nur als Abwehr des
Angriffs der Deutschen Christen versteht. Aus dem
obigen Zitat und vielen ähnlichen Äußerungen Barths.
ergibt sich, daß es ihm um viel mehr gegangen ist.
Dazu muß man sich sein Verhältnis zu Luther und
zum Luthertum vergegenwärtigen. Bei allem bezeig-
ten Respekt sieht er sich von Luther grundsätzlich
geschieden durch den „Irrtum Martin Luthers hin-
sichtlich des Verhältnisses von Gesetz und Evange-
lium, von weltlicher und geistlicher Ordnung und
Macht" (Eine Schweizer Stimme, S. 113). Diesen
theologischen Irrtum Luthers macht Barth verant-
wortlich für alle politischen und kirchlichen Irrwege
des deutschen Volkes — bis hin zum Nationalsozia-
lismus und.den Deutschen Christen. Dieser theolo-
gische Irrtum habe das deutsche Volk, in seinem
„natürlichen Heidentum" bestärkt (ebd.). „Das.
Luthertum hat dem deutschen Heidentum gewisser-
maßen Luft verschafft..." (ebd. S, 122); mit Natio-
nalsozialismus und deutsch-christlicher Häresie leide
das deutsche Volk „an der Erbschaft des größten
christlichen Deutschen: an dem Irrtum Martin Lut-
hers ..." (ebd.). Barths Urteil über Luther und das
Luthertum mag in der Form nicht immer so scharf
gewesen sein wie in diesen Zitaten, — in der Sache
ist es sich immer gleich geblieben.

Das heißt aber: Barth hat das lutherische Be-
kenntnis für die — zumindest für eine — Quelle der
deutsch-christlichen Irrlehre gehalten. Er konnte des-
wegen — nach seiner ehrlichen Oberzeugung — auch
nicht davon ausgehen, daß dies Bekenntnis zur Ab-
wehr der durch es selbst gezeugten Häresie beitra-
gen könne. Im Gegenteil: der Text, den er der Bar-
mer Synode vorlegen ließ, mußte alle lutherischen
Irrtümer ausschließen. Es ging also um eine grund-
sätzlich neue Weichenstellung für das Bekenntnis der
evangelischen Kirchen, um eine Revision der luthe-
rischen Lehre. '• •
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Deshalb mußte die Erklärung den Charakter eines
Bekenntnisses haben. Denn nur als allgemeines und
anerkanntes Bekenntnis konnte dieser Text die Funk-
tion erfüllen, die ihm zugedacht war: die Kirchen
der-Reformation einschließlich ihrer pietistischen und
liberalen Randgruppen unter einem gereinigten Be-
kenntnis zu sammeln (Kirche u. Mann, Mai 1954).
Auch Barths Bereitschaft nach 1945, der evangeli-
schen Kirche in Deutschland beizüstehen bei einem
kirchlichen Neubau, bei dem die Irrwege der luthe-
rischen Vergangenheit vermieden werden sollten,
weist in die gleiche Richtung.

Die Aufgabe, die die Barmer Erklärung erfüllen
sollte, erklärt auch, warum ihr Text mit der konkre-
ten Benennung' der deutsch-christlichen Irrlehren
und der direkten Auseinandersetzung mit ihnen zu-
rückhaltend ist. Der Arierparagraph wie überhaupt
die Rassenideologie werden nicht offen angespro-
chen. Barth hat dies später selbst — mit Recht — be-
klagt (Ev. Theol. 1968, 555). Aber das Eingehen auf
aktuelle Bezüge mußte in Grenzen bleiben, wenn es
um die Ausräumung theologischer Fatalitäten ging,
die ihren Ursprung schon bei Luther und Melanch-
thon hatten.

Dies „Umfeld" der Barmer Erklärung ist noch kein
sachliches Argument gegen sie. Aber die Kenntnis
dieses Umfeldes ist unerläßlich für ein zutreffendes
Urteil über das Selbstverständnis dieser Erklärung.,

2. Jesus Christus ist uns gemacht von Gott zur
Weisheit und zur Gerechtigkeit und zur, Heiligung
und Erlösung. (1. Korinther 1,30).':

Wie Jesus Christus Gottes Zuspruch der Verge-
bung aller unserer Sünden Ist, so und mit'gleichem
"Ernst ist er auch Gottes kräftiger Anspruch auf unser
ganzes Leben: durch Ihn widerfährt uns"frohe"Befrej-
ung aus den gottlosen Bindungen dieser Welt zu
freiem, dankbarem Dienst an seinen Geschöpfen.

Wir verwerfen die falsche Lehre, als gebe es Be-
reiche unseres Lebens, In denen wir nicht Jesus
Christus, sonderen anderen Herren zu eigen wären,
Bereiche, in denen wir nicht der Rechtfertigung und
Heiligung durch ihn bedürften.

These II ist der entscheidende Einspruch gegen
die Theologie der Deutschen Christen. Bei dem An-
spruch der Barmer Erklärung auf generelle Gültig-
keit ist diese These aber auch ein Angriff auf die
lutherische Zwei-Reiche-Lehre:

Die Verwerfung von These II gibt zwar eine allge-
meine Charakterisierung der deutsch-christlichen
Häresie, aber keinesfalls der Zwei-Reiche-Lehre. Die
Differenz zwischen der reformierten und lutherischen
Theologie besteht nämlich nicht in einem unter-
schiedlichen Urteil über die Autorität und Kompe-
tenz göttlicher Gebote, wie es in der These verwor-
fen wird, — nicht in einer unterschiedlichen BereiV
schaft zum Gehorsam gegen den Willen Gottes, son-
dern in dem lutherischen Verständnis der Schrift -
und dessen Bestreitung durch die Reformierten —,

nach dem Gott die verschiedenen „Bereiche unseres
Lebens" auf verschiedene Weise regiert: seine Ge-
meinde anders als die Welt, das Beichtkind anders
als den Angeklagten vor dem Amtsgericht, den Chri-
sten gegenüber seinem Feind anders als den Poli-
zeibeamten gegenüber dem Gesetzesbrecher.

Es werden also zentrale theologische Probleme
angesprochen, wenn von einer „Rechtfertigung" in
allen,„Bereichen unseres Lebens" geredet wird. Eine
Rechtfertigungslehre, die am Römerbrief und an Art.
IV der Augsburgischen Konfession festhalten will,
muß hier auf einer eindeutigen Interpretation von
These II bestehen. Bedeutet die Notwendigkeit der
Rechtfertigung in allen Bereichen unseres Lebens
eine Erweiterung bzw. Einschränkung der Rechtferti-
gung allein aus Glauben? Besteht nicht die Gefahr,
idaß nun auch das Handeln in manchen Bereichen
zur Bedingung oder Möglichkeit der Rechtfertigung
wird? Dem stünde nach lutherischem Bekenntnis ent-
gegen, daß gerechtes und kluges Handeln im „Regi-
ment zur Linken" zwar Gottes Gebot entspräche,
aber nicht „vor Gott" (coram deo) rechtfertigen, son-
dern nur eine iustitia civilis begründen könne.

Unter solchen Aspekten wird auch der Zusammen-
hang der Lehre von der Rechtfertigung mit der von
der Offenbarung Gottes erkennbar. Wenn jeder Be-
reich unseres Lebens der Rechtfertigung und Heili-
gung durch Christus bedarf, dann setzt das die
Kenntnis — und das heißt: die Offenbarung — des
Willens Gottes für alle Bereiche unseres Lebens vor-
aus, — also auch für" Politik, Gesellschaft, Wirtschaft,
Techriik und Verwaltung'. Die späteren Schriften
BartFvs „Rechtfertigung und Recht" und „Christen-
gemeinde ufi'd Bürgergemeinde" bestätigen das, in-
dem sie versuchen, den Zusammenhang von Offen-
barung und Weltordnung nachzuweisen — bis hinein
Irr Einzelheiten des Rechts oder der Diplomatie. Die
Offenbarung des Willens Gottes in allen Bereichen
unseres Lebens bedeutet demnach auch die Offen-
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barung seines Willens in der Geschichte — :a!s Sum-
me aller unserer „Bereiche" — und nicht etwa nur in
der Heilsgeschichte. Heilsgeschichtliche und ge-
schichtliche, — das heißt geistliche- und politische —,
Kategorien nähern sich an. Auf einem entgegenge-
setzten. Weg um die Kugel des Problems, ist man
damit wieder in die Nähe der bekämpften deutsch-
christlichen Theologie geraten. Wenn es um Gott und
die Welt geht, rechnet Luther;-— nicht,-was unser
Heil, wohl aber, was unsere Geschichte, in jedem
Sinn, angeht — mit Gott und.dem Satan als zwei
Unbekannten — oder besser: als nur unzureichend
Bekannten. Barth rechnet mit einer Bekannten —
und hat damit die eindrucksvolleren Ergebnisse.

Seit der Barmer Erklärung ist ein halbes Jahrhun-
dert vergangen, in dem die Konsequerizen'd'erTfieo-
logie Barths deutlicher geworden sind. Vor allem gi&t
es seit dem 12. Juni '1982 ein reformiertes Bekennt-
nis, in •dem der Zusammenhang'zwischen Bekennt-
nis und politischem Handeln, -wie die :reformierte
Theologie ihn versteht, exemplarisch aufgezeigt -wird
(„Das: Bekenntnis zu Jesus Christus' und die Frie-
densverantwortung der Kirche"). Darin-wird einge-
stimmter politischer Standpunkt zum Kriterium nicht
hur de'r Rechtgläubigkeit,''die ein Mensch'ja auch
durch .entschuldbaren .Irrtum' verfehlen "könnte," son-
dern vielmehr'der Rechtfertigung vor Gott'überhaupt
"Denn, es geht'bei diesem politischen Standort „qm
ßas B'ekehnen .oder Verleugnen, des Evangeliums
(1: These, des'Bekenntnisses 1982), 4- also um etwas,
das nicht mehr'als Glaübensirrtufri, sondern nur noch• . , . • - . . v.:' • : t? -.
•als bewußte Absage an d,ie christliche Botschaft zu
verstehen ist." Daß "hier .so selbstsicher .Ober, die
Rechtfertigung eines,Rändern geurteilt .werden, kann,
liegt natürlich daran, daß ..eine Rechtfertigung allein
aus Glauben .unserer Kontrolle entzogen", ist, —.daß
'eine Rechtfertigung, die sich — zumindest .auch — im
politischen Bereicli abspielt, dagegen ein fast öffent-
liches, überprüfbares Geschehen darstellt.

Die enge theologische Verbindung von Bekenntnis
und politischem Handeln hat einen neuralgischen
Punkt: die ethische Bewertung der Gewalt Die Mög-
lichkeit der Zwei-Reiche-Lehre, jede Gewalt in der
und für die Kirche üesü Christi auszuschließen, sie
aber zur Erhaltung der Weltordnung zuzulassen, —
gewiß in Verantwortung vor Gott und unter Wahrung
von Recht und Vernunft, der iustitia cjvilijs et ratio-
nalis —, hat die reformierte Theologie"Verworfen. Da-
durch wird die Grenzziehung problematisch, und das
Bekenntnis von 1982 läßt denn .auch die Frage,, ngch
'dem Recht der Gewalt -bewußt...-offen • (Erlauf..., zur 5.
These). Barth -hat..— Bunter anderem. —.. in -seji-iem
Brief an Hromadka 1938 sogar kriegerische1: Gewalt
als geistlich legitimes Mittel zum Schutz 'der Kirche
Christi empfohlen. Auch heute noch wird Gewalt weit-
gehend sanktioniert, wenn sie •e.ine.-'sozialrevolütiö-
näre Tendenz hat. Diese theologische Anerkennung
der Gewalt schlägt jed'öch bei' der zuhehmehden'Zer-
störungskraft der Waffen, vor allem der atomaren,
Häufig in das Gegenteil5-"um; in die Problernatfsie-
rung jeder Gewalt, auch der zivilen. Das Ganze "er-
klärt auch, warum die Atomwaffen für, die. Reformier-
ten von einem anderen theologischen Ansatz her ein
Problem sind als für die Lutheraner. -, . ..

Festzuhalten) ist: These- II wehrt .zweifellos häre-
tische deutsch-christliche Lehren-ab,. Das ist ihr Ver-
dienst. Sie ist zugleich ein Seitenhieb gegen die
lutherische Zwei-Reiche-Lehre. Sie:wollte nicht nur
deutsch-christlichen Irrlehren entgegentreten, son-
dern gleichzeitig-, auch konfessionelle Differenzen
zwischen den Kirchen der Reformation nach Mög-
lichkeit-bereinigen, — natürlich im Sinn .ihres. Ver,-
fassers. Störend .bleibt der Umstand, daß These II
sich ;nicht mit- -der Zwei-Reiche-;Lehre -auseinander-
setzt,-sondern. —; bei diesem,-allgemeinen Rund-
schlag — nur mit ihrer Karikatur/ .

. Üiertheologischen Differenzen zum Luthertum, die
sielt aus 'dem Wortlaut dieser These ergeben, sind
•kirchentrennend, — mehr als e& die1 Abendmahls-
-lehre jemals'gewesen ist. Von de'r Barmer Erklärung
•alsre'inem gemeinsamen Bekenntnis kann also ehrliL
cherweise nicht die Rede sein: Wenh'die reformierte
Theologie; die« Barrner' Erklärung zum Bekenntnis er-
.hebt, so:ist!ihr- das weder zu bestraften, noelvgibt
es einen.sachlichen Grund dagegen. Ab'er eben das
ist ein Grund gegen' eine Anerkennung als .Bekennt
m'is^äuch durch-das: Luthertum. Es muß':sich damit
begnügen, daß mit dieser Erklärung beide.Konfessio-
nen in einer kirchlichen Notzeit und für diese kirch-
liche Notzeit gegen eihen: gemeinsamen Gegner zu-
sammengestandensind. - : •- '" •'• • -

Diese Zurückhaltung erfährt eirie zusätzliche Recht-
fertigung durch die Entwicklung der reformierten-'
Theologie in der Gegenwart. Wenn das reformierte
Moderamep,—. wie 1982 geschehen; —. nunmehr auch
gleicht^pofrtische Überzeugungen zur Voraussetzung
gernem'särrieri B'ekenn.eh.s macht '.und. Andersdenken-
de sogar der Verlelrgniing"Mäes 'Evangeliums bezich-
tigt, also, ijir.Qhrjsisein. bestreitet, dann ist das nicht
flur.^klrscjie.'nt.re.nnend.,' sondern .jm Grundsatz. bereits
'•?%, Ausschuß ,aus deĵ  ökumenisdjen Gemeinschaft.

' '^aJj j : l^ngen .̂ dürfen. .den .Rückblick',auf Barmen
' ' '

? ^ . . ,
.rjj'chJ[t. best|.mmeh„' sie. '.dürfen, '.dabei, aber auch nicht
u'nter̂ ückCwerden... "

,j3. Lasset,uns^ aber recMscfiaffen sein in der Liebe
und •waehsen^'ilß.r a//en jStücken an dem, der das
Haupt Ist, Christus, von welchem, aus der'ganze Leib
zusammengefügt ist. (Epheser 4, 15-16)

Die christliche Kirche .ist die Gemeinde von Brü-
äjej'n,; in'der, Jesus Christus in Wort und Sakrament
durch d'eri'Heiligen Geist als der Herr.gegenwärtig
handelt. ,Sie hat mit ..ihrem. Glauben wie mit ihrem
CJehbrsam, niit ihrer 'Boischaft wie mit ihrer Ordnung
mitten in der Welt der'Sünde als die Kirche der be-
gnadigten Sünder zu bezeugen, daß sie allein sein
Eigentumi ist, aHeir» von .seinem, T. rost und von seiner
Weisung in Erwartung seiner; Erscheinung lebt und
leben möchte. , - , , ;

Wir verwerfen die falsche" Lehre, als dürfe die Kir-
che die Gestalt, ihrer Botschaft und ihrer Ordnung
ihrem Belieben oder dem" We'chsei der jeweils herr-,
schehden weltahschaülichen iund politischen Über-
zeugung .überlassen..';. ' , . ,. . ' . ' ' ' ,



O

• Der erste Satz der Affirmatio von These- III, daß
„Jesus Christus in Wort und -Sakrament durch den
heiligen Geist als der Herr gegenwärtig" handele,
könnte als reformierte Abendmahlsformel verstanden
werden. Sie ist von Barth auch in diesem Sinn ak-
zeptiert (Gespr. VII). Die ursprüngliche Formulierung
ist allerdings anders gewesen. Es waren die Luthe-
raner, die auf der Einfügung des „Sakraments" be-
harrt' hatten.- Sie gaben 'aber Barth damit Gelegen-
heit, .„auch auf der Erwähnung des heiligen Geistes
zu bestehen" (Brief an Niemöll'er, 17. Oktober 1953).
Die Episode belegt den Zeitdruck, unter dem die
Synodalen standen und der eine sorgfältige Prüfung
nicht zuließ. Jedenfalls ergibt sich auch aus These
III, daß die Barmer Erklärung kein gemeinsames Be-
kenntnis,' keine „Konkprdie", wohl aber immer wie-
der ein Stück kontroverser Dogmengeschichte dar-
stellt^ . . "

Die Forderung, daß Botschaft und Ordnung der
Kirche'Unabhängig von „weltanschaulichen und po-
litischen Oberzeugungen" gehalten werden müßten,
regt — bei aller grundsätzlichen Zustimmung — doch
zu einer Betrachtung'darüber an,-wie es heute mit
dieser Forderung — gerade auch bei den Reformier-
ten — bestellt ist. Ich habe anfangs die Behauptung
von Kraus zitiert, 'nach der das christliche Bekennt-
nis ohne politisches Handeln „eine religiöse- Illu-
sion" bleiben müßte. Barth hätte vielleicht anders
formuliert,-' die gleiche Oberzeugung aber hat er
jederzeit vertreten.

Und da ist nun zu fragen, ob die Gleichung „Christ-
licher Glaube «= Politisches Handeln" nicht auch,
wi_e alle Gleichungen, umkehrbar ist. Gewiß nicht in
der theologischen Theorie, da läßt sich vorbauen, —
aber in der kirchlichen — und das heißt doch auch:
in der menschlichen •— Praxis? Wo uns ein politi-
sches Konzept als Werk der'Liebe, Gerechtigkeit und
Sorge um den Menschen erscheint, — sollten wir da
um eine Begründung aus dem;.Wort Gottes auf die
Dauer verlegen sein?

Noch "mehr: Politik ist heute lebenswichtiger für
jeden von.uns als je.'zuvor. Die. Probjeme der Um-
welt, Rüstung und Entwicklung haben ohnehin auto-
matisch politische Bezüge. Weil sie zugleich „existeri-
tiell" Im wahrsten Sinne des Wortes sind, stoßen sie
uns ebenso automatisch auch auf die Theologje: die
„Kommunizität" von Theologie "und Politik ist ge-
wachsen. Damit.jst die .Gefah'r gegeben, daß ein ein-
leuchtendes human-politisches Postulat, eo Ipso" eine
Anwartschaft auf bekenntnismäßige Formulierung
hat. 'Ein Beispiel dafür, wie es dazu kommen kann, ist
wiederum die Erklärung des reformierten Mode-
ramens von 1982. Darin.'sind politische Standpunkte
zum christlichen .Bekenntnis.erhoben .und.entgegen-
gesetzte politische Oberzeugungen als unchristlich
verworfen worden. Nach' dieser Fortschreibung des
reformierten Bekenntnisses müßte These III heute
lauten: Die Kirche darf die Gestalt ihrer Botschaft
und ihrer Ordnung nicht falschen politischen .Ober-
zeugungen ;überlassen. . "

Oberhaupt ist 'die Forderung, daß das Bekenntnis
sich in politisches Verhalten umsetzen müsse, um
nicht zu einer „religiösen Illusion" zu werden, selbst
eine Illusion. Jedes christliche Bekenntnis hat poli-
tische Konsequenzen, auch wenn sie: nicht -in; öffent-

licher politischer Tätigkeit bestehen sollten. Auf die-
sen Sächverhalt'wird ja immer wieder mahnend hin-
gewiesen, '— gerade gegenüber denen, die die Poli-
tisierung der Kirche beklagen. Es geht nicht Um ein
Handeln oder Nichthandeln, — es geht vielmehr um
die Art und Weise des politischen Verhaltens. Die
Geschichte der reformierten Theologie, vor allem seit
Barth und mit dem vorläufigen Höhepunkt des Be-
kenntnisses von 1982, läßt keinen Zweifel daran, daß
mit dem „politischen Handeln" immer ein bestimm-
tes politisches Handeln, eine Parteinahme gemeint
ist.-Das Gewissen des Einzelnen, mag sich auch in
Ü-bereinstimmung mit Gottes Wort und Gebot wissen,
hat sich.dem kirchlichen Urteil auch in politicis zu
unterwerfen. Damit wird politisches Verhalten zum
Prüfstein des Glaubens: die Kirche entscheidet auf-
grund ihres politischen Befundes, ob ihr Glied be-
reits der „religiösen Illusion" verfallen ist oder nicht.

, Nun müßte man einem kirchlichen Weisungsrecht
für das politische Verhalten des Christen durchaus
zustimmen, wenn die Heilige Schrift praktikable An-
weisungen für alle politischen Situationen (also für
das ganze Spektrum der Innen-, Außen- und Geseli-
schaftspolitik) an die Hand geben würde. Da dies
nicht der Fall ist, hängt das politische Urteil von der
jeweiligen Auslegung der Schrift ab, — die Bergpre-
digt ist dafür ein exemplarischer Fall. Für-eine sol-
che Auslegung eignet sich- vor allem die Theologie
Barths, zumal sie sich ohne.hin als eine sehr, selbst-,
gewisse Interpretation des Willens Gottes empfiehlt.
Es ist allerdings nicht zu verkennen, daß sie nicht
nur durch biblische theologische Erkenntnisse, son^
dem auch durch gesellschaftlich-politische Präferen-
zen bestimmt ist. Diese Präferenzen stützen« sich auf
axiomatische Voraussetzungenen, die zusammen mit
der Berufung auf die Schrift den theologischen Aus-
gangspunkt bilden. Wie solche Präferenzen sich aus-
wirken können, zeigt das Urteil Barths .über den
marxistischen Atheismus. Wollte man Barth an Barth;

messen: ein krasser Fall natürlicher Theologie.

Und noch eine Frage wirft These III auf:'wie ver-
hält sich ihre Damnatio z,um, reformierten Bekennt-
nis, von 1982? Wie verhalt sich, die ganze Barmer
Erklärung dazu? Jh. Äußerungen reformierter Theo-
logen wird eine.enge Verbindung, hergestellt: „Die
Einsicht, daß die Friedensfrage ejne Bekenntnisfrage
darstellt, erscheint als eine heute'notwendige Konse-
quenz aus der 2. Barmer These"., (W. Huber, Folgen
christlicher Freiheit, 1983, S. 48). Ist das' Bekenntnis
von .1982 also eine Weiterentwicklung dessen von
1934? Gibt'es eine Kontinuität oder löst — dem re-
formierten Bekenntnisbegriff entsprechend — das
von 1982 das von 1934 ab, —.als „in neuer Situation"
gesprochen? Interpretiert das eine „das 'andere nur?
Auch 1982 wird Allgemeingültigkeit in Anspruch ge-
nommen. Würde,sich alsq das Luthertum mit den An-
erkennung der Barmer' Erklärung auch auf das refor-J

mierte. Bekenntnis von 1982 festlegen?

'4, Ihr wisset, daß die weltli'chen Fürsten herrschen
und die Oberherren haben. Gewalt. So soll es nicht
unter euch sein; sondern s.o-jemand will Unter euch
gewaltig sein, der sei euer D'ie'ner. :
(Matthäus 20, 25-26) .



Die verschiedenen Ämter in der Kirche begründen
keine Herrschaft der einen über die anderen, son-
dern die Ausübung des der ganzen Gemeinde an-
vertrauten und befohlenen Dienstes.

Wir verwerfen die falsche Lehre, als könne und
dürfe sich die Kirche abseits von diesem Dienst be-
sondere, mit Herrschaftsbefugnissen ausgestattete
Führer geben oder geben lassen.

Hier wird das „Führerprinzip" für die Kirche ver-
worfen. Das ist die Absage an den Reichsbischof und
den Führungsanspruch der Deutschen Christen. Die
„Ordnung der Kirche", — schon in These III ange-
sprochen —, wird in einem konkreten Bereich ver-
teidigt

Aber es sind nicht nur die Deutschen Christen,
nicht nur das nationalsozialistische Führungsprinzip,
die These IV im Auge hat Es geht um ein jahrhun-
dertealtes Übel in der Kirche, — um ein Thema, das
schon Art. XXVIII der Augsburgischen Konfession be-
handelt: „Von der Bischofen Gewalt". Barth ist als
Reformierter von Haus aus Verfechter der Presbyte-
rialverfassung gewesen. Schon vor Barmen hatten
die deutschen Reformierten die presbyteriale Ord-
nung in den Kirchenkampf einbezogen (u. a. mit der
„Theologischen Erklärung zur Gestalt der Kirche"
vom Januar 1934). Die angeborene Abneigung
Barths gegen die Episkopalkirche wurde noch ver-
stärkt durch seine Oberzeugung, in den lutherischen
Bischöfen nur unzuverlässige Mitstreiter im Kirchen-
kampf zu haben. Unwirsche Urteile wie „Mit dem
ganzen Bischofswesen ist es nun einmal nichts"
(Theol. Ex. heute, 1956.19) finden sich bei ihm ebenso
wie schwere Beschuldigungen: „Und es waren
gleichzeitig die autoritär-legitimistischen Instinkte und
Tendenzen einer bischöflich-konsistorialen Kirchlich-
keit", die die „protestantische Widerstandsbewe-
gung" gehemmt haben (Die ev. Kirche.. . nach dem
Zusammenbruch, 1945, 33),

Daß Barth auch bei These IV an mehr gedacht hat
als nur an die Deutschen Christen, darauf wird man
wiederum durch.sein Selbstzeugnis gestoßen, wenn
er schreibt: er sei „1933—34 mit Nachdruck" dafür
eingetreten, „daß das Bekenntnis der Bekennenden
Kirche. . . sich nicht nur .gegen die offenkundigen
Irrlehren der Deutschen Christen, sondern gegen die
hinter diesen stehende (l) Fehlentwicklung einer gan-
zen theologischen Epoche richten müsse" (Barth-
Bultniann, Briefw., S. 293).

Barth konnte sich allerdings bei seiner Verwer-
fung der „Herrschaftsbefugnisse" durchaus auch auf
die Reformation, auf das allgemeine Priestertum und
auf das lutherisch? Bekenntnis z. B. Confessio Augu-
stana = Augsburger Bekenntnis .von 1530 (CA)
XXVIII berufen, wo Melanchthon — unter vielem an-
derem — schreibt, daß die Bischöfe „ihre Ehrenstel-
lung" eigentlich — „als treue Hirten" — aufgeben
müßten.- Das Thema bleibt aber auch bei .weitgehen-
der Übereinstimmung schwierig genug, um festzustel-
len, daß auch These, -IV bestenfalls Ausgangspunkt
einer Diskussion, aber-nicht schon deren — als Be-
kenntnis formuliertes — Ergebnis'.sein kann.« Schon

mit CA XXVIII z. B. sind wir nicht nur bei der Ord-
nung der Kirche, sondern auch wieder bei der Zwei-
Reiche-Lehre, die in diesem Artikel viel eingehender
— und anfechtbarer — abgehandelt wird als,in CA
XVI. Darauf wird bei These V noch zurückzukommen
sein.

5. Fürchtet Gott, ehret den König. (1. Petrus 2, 17)

Die Schrift sagt uns, daß der Staat nach göttlicher
Anordnung die Aufgabe hat, in der noch nicht er-
lösten Welt, in der auch die Kirche steht, nach dem
Maß menschlicher. Einsicht und menschlichen Ver-
mögens unter Androhung und Ausübung von Gewalt
für Recht und Frieden zu sorgen. Die Kirche erkennt
In DanSc und Ehrfurcht gegen Gott die Wohltat dieser
seiner Anordnung an. Sie erinnert an Gottes Reich,
an Gottes Gebot und Gerechtigkeit und damit an
die Verantwortung der Regierenden und Regierten.
Sie vertraut und gehorcht der Kraft des Wortes,
durch das Gott alle Dinge trägt

Wir verwerten die falsche Lehre, als solle und
könne der Staat über seinen besonderen Auftrag
hinaus die einzige und totale Ordnung menschlichen
Lebens werden und also auch die Bestimmung der
Kirche erfüllen.

Wir verwerfen die falsche Lehre, als solle und kön-
ne sich die Kirche über ihren besonderen Auftrag
hinaus staatliche Art, staatliche Aufgaben und staat-
liche Würde aneignen und damit selbst zu einem
Organ des Staates werden.

These V wurde und wird oft dankbar mißverstan-
den als ein Entgegenkommen der Barmer Erklärung
an die lutherische Zwei-Reiche-Lehre. Es ist zweifel-
los eine Unterschätzung Barths, ihm einen solchen
Abfall von sich selbst zuzutrauen.

Gewiß werden Staat und Kirche hier als zwei
unterschiedliche Bereiche beschrieben, die • deutlich
gegeneinander abgegrenzt Sind". Barth hat eine sol-
che Unterscheidung nie bestritten. Es beweist also
nichts, wenn er sie auch in These V nicht bestreitet,
sondern im Gegenteil sehr prägnant darstellt. Daß
dem Staat zugestanden wird, „nach dem Maß
menschlicher Einsicht und menschlichen Vermögens"
und unter Einsatz von Gewalt seinen Auftrag zu er-
füllen, könnte sogar als die Zubilligung eines Hau-
ches von „Eigengesetzlichkeit" an die Weltordnung
mißverstanden werden. Selbstverständlich gibt es
für Batth'eine solche Möglichkeit nicht Nicht einmal
die Zwei-Reiche-Lehre kennt ein eigenes Gesetz
dieser Welt, sondern nur ein anderes Regiment Got-
tes über sie. Doch nun „erinnert" in These V die
Kirche, — wen denn? Natürlich den Staat, nicht sich
selbst —, „an Gottes Reich, an Gottes Gebot und
(Gottes) Gerechtigkeit". Damit legt sie den „Regie-
renden und Regierten" eine „Verantwortung" auf.
Für was denn? Selbstverständlich für Pflichten, die
ihnen aus Gottes Reich, Gebot und Gerechtigkeit
erwachsen. . .

Wieweit ein Staat und seine Behörden mit dem
Reich und der Gerechtigkeit Gottes befaßt werden
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können, ist eine heikle Frage, — auch im Luthertum.
In These V scheint sie so gelöst zu sein, daß auch
der Staat durch die Erinnerung an das Reich und die
Gerechtigkeit Gottes dem geistlichen Regiment mehr
oder weniger unterworfen wird. Damit wäre der Ge-
gensatz zur Zwei-Reiche-Lehre eklatant.

Sind wir wenigstens darin einig, daß der Staat
sich an „Gottes Gebot" zu halten habe? Ganz gewiß
sind wir darin einig, da auch nach der Zwei-Reiche-
Lehre der Staat einem Regiment Gottes unterworfen
ist, — also seinem Willen und Gebot. Sind wir uns
aber auch darin einig, was unter Gottes Gebot zu
verstehen ist? — Das sind wir nicht

Barth hat 1935 — auch in Barmen — in einem Vor-
trag die reformatorische Zuordnung von „Gesetz und
Evangelium" radikal umgekehrt in die Reihenfolge
„Evangelium und Gesetz". Ohne in dies Bibliotheken
füllende Problem tiefer eindringen zu können, wird
man verkürzt sagen dürfen: nach Barth gibt es kein
Gesetz, kein Gebot Gottes außerhalb des Evange-
liums. Das Gesetz kommt aus dem Evangelium; wer
„Gebot" sagt, muß also auch immer „Evangelium"
meinen. Das lutherische „Regiment zur Linken", die
Weltordnung, wird damit eine Funktion des „Regi-
ments zur Rechten", der Heilsordnung: im Grunde
gibt es nur ein Regiment Gottes. Das bedeutet: das
Evangelium ist auch für den Staat letzten Endes die
Norm. Von daher bestimmt sich auch das Verhältnis
von Bekenntnis und politischem Handeln.

Der Barmer Vortrag war gegen die Deutschen Chri-
sten gerichtet. Er lieferte die entscheidende theolo-
gische Begründung für die Barmer Erklärung nach.
Aber mit dieser Begründung wurde gleichzeitig ein
Herzstück der Theologie Luthers verworfen, —
durchaus konsequent, denn Barth hat bei den Deut-
schen Christen wie bei Luther dasselbe Mißverständ-
nis des Gesetzes gesehen. Barths völlig andere Deu-
tung von Gottes Gebot und seiner Funktion im
Heilsprozeß wie in der Weltordnung macht auch aus
These V eine Verwerfung der Zwei-Reiche-Lehre.

Rechtfertigung im reformatorischen Sinn setzt das
-^ rechte Verständnis, die rechte Unterscheidung von
/ Gesetz und Evangelium voraus. Verschiedene Auf-

fassungen von Gesetz und -Evangelium deuten auf
Unterschiede auch in der Rechtfertigungslehre. So
viele Fragen an ein gemeinsames Bekenntnis? —
Zuviele. . . . • • • •

6. Siehe, Ich bin bei euch alle Tage, bis an der
Welt Ende. (Matthäus 28, 20)

Gottes Wort ist nicht gebunden. (2. Timotheus 2, 9)

Der Auftrag der Kirche, in welchem Ihre Freiheit
gründet, besteht darin, an Christi Statt und also Im
Dienst seines eigenen Wortes und Werkes durch
Predigt und Sakrament die Botschaft von der freien
Gnade Gottes auszurichten an alles Voile

Wir verwerfen die falsche, Lehre, als könne die
Kirche in menschlicher SelbstherrKchkelt das Wort
und Werk, des Herrn In den Dienst irgendwelcher
eigenmächtig gewählter Wünsche, Zwecke und Pläne
stellen.

Die Notwendigkeit einer VI. These leuchtet nicht
sogleich ein. Die Thesen III und V scheinen die Aus-
sage von VI im wesentlichen mit abzudecken. Allen-
falls könnte die Berufung auf die „freie Gnade Got-
tes" einige Assoziationen wecken, — in Erinnerung
an die Unterordnung des Gesetzes unter die Gnade.

Wenn man aber These III als Warnung vor einer
angepaßten, modernen, „konformistischen" Kirche
versteht und These V als die vor einer Kirche, die
eine prinzipielle oder geschichtliche Bindung an den
Staat eingegangen ist, — ein Staatskirchentum, ein
landesherrliches Kirchenregiment (was vor allem
wieder das Luthertum betrifft) —, dann enthält These
VI die Verwerfung .einer Kirche, die aus sich selbst,
— ohne die Verführung durch die Ideologien der
Gegenwart, ohne die Zwangsläufigkeiten der Ge-
schichte —, das Evangelium umdeutet und manipu-
liert. Das wäre eine Kirche, die ihre „Freiheit" miß-
braucht, die dem Wort Gottes gegenüber autonom
wird.

Wer könnte etwas gegen eine solche Warnung
haben? Trifft sie am Ende Barth selbst und seine
theologischen Nachfahren?

Dann nämlich, wenn man aus These VI den Schluß
ziehen sollte: also habe sich die Kirche zu hüten vor
einem Selbstverständnis — und vor einer Selbstdar-
stellung — als Künderin, Mahnerin und Garantin be-
stimmter sozialer, gesellschaftlicher und kultureller
„eigenmächtig gewählter (das heißt durch die
Schrift nicht gedeckter) Wünsche, Zwecke und Plä-
ne". Es gibt eine ständige Versuchung der Kirche,
nicht ihr Kreuz auf sich zu nehmen, sondern sich
selbst zu bestätigen, zu rechtfertigen, sich zum Vor-
bild und Maßstab zu machen, indem sie das säku-
lare Verständnis der menschlichen Existenz, — der
Gesellschaft, der Menschenrechte, der Freiheit, der
Selbstverwirklichung (im Gegensatz zur biblichen
Selbstverleugnung), der: Emanzipation, der Autorität,
der Familie zum eigenen Programm erhebt. Auch
das kann begründet werden mit der Ehre Gottes und
der Verkündigung des Evangeliums und vor allem
mit dem Wohl des Menschen, das auch Gottes Wille
ist (1. Tim. 2.4. — unter Auslassung des Nachsatzes).

Gegen diese Versuchung hat Barth selbst sich
mit größter Entschlossenheit gewandt. Die Frage ist
nur, ob er diese eigene — auch in These VI ausge-
sprochene — Erkenntnis gegebenenalls nicht sehr
frei Interpretieren kann. Diese Frage stellt sich ange-
sichts seiner gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und
politischen Postulate, seiner „Zwecke und Pläne", die
er nun doch auch mit dem Wort Gottes, also aus
dem Regiment zur Rechten begründet und somit dar-
auf verweisen darf, daß sie nicht „eigenmächtig ge-
wählt seien. :

Abschließend ist zu sagen: Barth hat die Barmer
Erklärung wiederholt eine „Konkordie", das heißt ein
gemeinsames Bekenntnis, genannt (z. B. Brief an As-
mussen vom 23. Mai 1934). Sie ist nichts weniger
als das. Schon die Auseinandersetzungen vor, bei
und nach ihrer Annahme sind ein Beweis dagegen;
Die Art und Weise und die Kurzfristigkeit ihrer Vor-
lage auf der Synode hatten etwas Handstreichartiges.



Sie erinnern an die heute gelegentlich anzutreffende
Übung, der Gemeinde vor dem Gottesdienst ein neu-
formuliertes Bekenntnis in die Hand zu drücken, das
sie eine halbe Stunde später als Zeugnis ihres Glau-
bens, sprechen soll. Das Zustandekommen der Er-
klärung genügt nicht einmal den Regeln und Ver-
fahrensweisen, die die Reformierten den eigenen Be-
kenntnissetzungen zugrunde legen. — Solange für
die Barmer Erklärung Bekenntnisrang in Anspruch
genommen wird, müssen solche Einwände erhoben
werden,-— um der Würde-und Glaubwürdigkeit des
Bekenntnisses willen.

Man mag nach der .Rolle fragen, die die Luthe-
raner in Barmen -gespielt haben. Hat Barth recht mit
seiner Anspielung, die lutherische Kirche habe „ge-
schlafen"? Man darf nicht vergessen, daß die Ver-
treter der lutherischen Kirchen von anderen Vor-
aussetzungen ausgegangen sind als Barth und seine
Freunde: sie wollten ein Bekenntnis, jene ein ge-
meinsames Wort gegen einen gemeinsamen Gegner.
Wie weit die Barmer Erklärung von einer Konkordie
entfernt-.war und ist, beweist allein schon der Um-
stand, 'daß man sich auf das Vorhaben, ein Bekennt-
nis zu setzen, nicht geeinigt hatte. Eine solche Ab-
sicht nachträglich zu substituieren, kann eine recht-
zeitige gemeinsame Absichtserklärung nicht erset-
zen. Ein gemeinsames Handeln im Kirchenkampf ist
denn auch durch die Barmer Erklärung nicht in dem
Maß gefördert worden, wie zu wünschen gewesen
wäre. '

Aber die ;doch hinreichend deutliche Abweisung
der Zwei-Reiche-Lehre? - Doch was heißt „Zwei-
Reiche-Lehre"? Man hat in Barmen einen Unter-
schied gemacht zwischen dem, was die Reformato-
ren gesagt, und dem, was der Neuprotestantismus
daraus gemacht hatte. Solche — erheblichen -
Unterschiede gibt es. Auch Barth hat hier differenj

ziert. Daß die eine Interpretation bereits bei der
Aufklärung, die andere vor allem im 19. und 20. Jahr-
hundert die Verfälschungen: sieht, spielt keine grund-
sätzliche Rolle. In Bärmen hieß es: „Wir erheben
Protest gegen dieselbe Erscheinung, die seit mehr
als zweihundert Jahren die Verwüstung der Kirche
schon langsam vorbereitet hat" (einführender Vor-
trag Asmussen). Es ist allerdings zu fragen, ob man
den Neuprotestantismus mit seinem Liberalismus,
seiner Ablehnung. des absoluten Staates, seinem
humanitären Einschlag, seiner Bildungs- und Kultur-
beflissenheit als Wegbereiter der nationalsozialisti-
schen Ideologie und der Deutschen Christen verste-
hen kann. Indessen, entscheidend war: Luther blieb
aus dem. Spiel.

Die Unterscheidung zwischen Luthers „Predigt von
den zwei Regimenten" und einer neuprotestantischen
„Zwei-Reiche-Lehre" wird auch heute noch von re-
formierter Seite zum Teil vorgenommen. Nur läßt sich
damit keine Brücke bauen, solange die — alle theo-
logischen Weichen stellende — Auffassung von „Ge-
setz und Evangelium" nicht verglichen ist Denn das
Verständnis von Gesetz und Evangelium entscheidet
über nicht, mehr und nicht weniger als über das Ver-
ständnis von Heilsgeschichte und Weltgeschichte,
über das Verständnis der Heiligung und des Verhält
nisses von Kirche und Staat

Und zuletzt: ist.es nicht müßig,, in der heutigen
Ze'rt mit ihren drängenden Problemen sich in konfes-
sionelle Haarspaltereien zu verlieren? Aber die Ge-
schichte und Wirkung der Konfessionen hat sich nie
auf einen rein religiösen Bereich beschränkt. Bei
den Aussagen..eines Bekenntnisses geht es gewiß
zuerst um die rechte Erkenntnis und die rechte Dar-
stellung christlicher Wahrheit. Aber das geistliche
Ringen hat säkulare Nebenerscheinungen: es erge-
ben sich daraus unwillkürlich „Motivationen" im po-
litischen, gesellschaftlichen und privaten Raum.
Schon die Entscheidung, in welchen Hinsichten und
mit welchen Mitteln, christlicher Glaube politisch zu
wirken habe, hat -sehr praktische Konsequenzen, —
gerade was die aktuellen Probleme der Gegenwart
angeht Und diese Entscheidung ist konfessionell
präjudiziert. Die Konfessionen sind in gewisser
Weise eine Antithese zu dem marx'schen Satz, daß
das Sein das Bewußtsein bestimme. Alle Bekennt-
nisse zielen nicht nur auf das ewige Heu, sondern
auch auf die zeitliche Ordnung menschlicher Exi-
stenz, — CA XVI. Die Abwertung des Bekenntnisses
würde auch eine Schwächung des sittlichen Vorstel-
lungsvermögens. und den Verlust allgemeiner Krite-
rien bedeuten, die für uns unentbehrlich sind. .

„Barmen heute —
Der evangelische Christ
im Staat des Grundgesetzes"

„Das Thema der 26. Bundestagung des Evan-
gelischen Arbeitskreises der CDU/CSU „Bar-
men heute - Der evangelische Christ im Staat
des Grundgesetzes" wollte zwei Feststellungen
treffen: die theologische Erklärung von Barmen
aus dem Jahre 1934 ist für uns nicht Ge-
schichte, sondern heute gültiges .Bekenntnis,
und zum. anderen: von den Voraussetzungen
der Barmer Thesen her ist das Verhältnis des
evangelischen Christen :zum freiheitlichen
Rechtsstaat anders als zum totalitären Staat
des Nationalsozialismus."

Mit diesen Worten leitet der Bundesvorsit-
zende des EAK der CDU/CSU, Albrecht Martin,
sein Vorwort zur „Bärmen-Broschüre" des
EAK ein, in der die Referate unserer 26. Bun-
destagung in Wuppertal zusammengefaßt sind.

Die Broschüre ist bei der Bundesgeschäfts-
stelle des EAK der CDU/CSU, Friedrlch-Ebert-
Allee 73-75, 5300 Bonn 1 (Telefon 0228/
544-306) ebenso kostenlos erhältlich wie die
Wuppertaler Rede von Bundeskanzler Dr. Hel-
mut Kohl: '

„Christliche Verantwortung für eine mensch-
liche Zukunft". .' ' '-



Zur Diskussion gestellt:
Thesen zum 50. Jahrestag der „Barmer Theologischen Erklärung"

C

Der EAK Baden der CDU hat sich
aus Anlaß des 50. Jahrestages der Be-
kenntnissynode Barmen in einer Reihe
von theologischen Gesprächen mit den
Fragen befaßt, die die „Barmer Theo-
logische Erklärung" behandelt. Er hat
bei diesen Gesprächen festgestellt, daß
sich aus „Barmen" Erkenntnisse erge-
ben, die bei den heutigen Bemühun-
gen, um das richtige Verständnis • der
Welt helfen Können.

P r ä a m b e l
I. In der „Barmer Theologischen

Erklärung", deren Thesen im Zu-
sammenhang mit dem Vortrag von
H. Asmussen, der .„Erklärung zur
Rechtslage" und dem Wort „An die
evangelischen' Gemeinden" zu. le-
sen sind, formulierten evangelische
Christen der verschiedenen kirch-
lichen Traditionen gemeinsam die
Wahrheit des Evangeliums gegen
staatliche Gleichschaltungsversuche
im Raum der evangelischen Kirche
durch die „Deutschen Christen"
und gegen i Ute auto-ri'tären Verab-
solütierungs- und irrigen Totalisie-
rungstendenzen. Sie bezeugten da-
mit auf,der Bekenntnissynode vom
29.—31. Mai:1934geg,en-die Anpas-
sung an den Zeitgeist und seine
Verweltanschauliehung die Wahrheit
in Jesus Christus, wie sje die Rer
formatoren in den vier Sola aus-
sagte^-:-Christus allein, allein durch
den: Glauben, allein durch Gnade,
allein die.Heilige Schrift.

H. Die „Barmer Theologische Er-
klärung" wollte kein Bekenntnis
sein, das den Inhalt des christli-
chen Glaubens— umfassend dar-
stellt, und damit den Bekenntnis-
akt zum Heilskriterium macht. Sie
verstand sich nur als schriftgemäße
Bezeugung des Evangeliums ge-
genüber einzelnen Irrlehren — also
als eine theologische Grundsatzer-
klärung. Jesus Christus wird als
das „eine Wort Gottes" bekannt —
und das hat iäeolpgiekritische Be-
deutung. Der Äus'gäng vom Be-
kenntnis zum dreieinen Gott hätte
allerdings manche konfessionsbe-
dingten Streitigkeiten um „Barmen"
vermeiden lassen.

111. Die „Barme'r Theologische Er-
klärung" betonte die Unabhängig-
keit des kirchlichen Auftrags von
der' staatlichen Gewalt und lehnte

damit einen Totalanspruch des
Staates ab. Dies ließ sie angesichts
der geistig politischen Prägung und
der Stellung der Mehrzahl der Teil-
nehmer zur Weimarer Republik und
dann zur • nationalsozialistischen
Bewegung auch zu einem indirek-
ten politischen Protest gegen den
nationalsozialistischen Staat wer-
den.

Unser badische Landeskirche; er-
kennt die Barmer Theologische Er-
klärung „als schriftgemäße Bezeu-
gung des Evangeliums gegenüber
einzelnen Irrlehren und Eingriffen
totalitärer Gewalt" an. Auch in den
Verfassungen der anderen Landes-
kirchen kommen ihr verschiedene
Grade- theologischer und kirchen-
rechtlicher Qualität zu.- Die Barmer
Theologische Erklärung - hat -daher
auch noch heute nach "50 Jahren
vorausweisende Bedeutung-für Ge-
meinden und Kirche,'-1 indem sie
darauf verweist
— die Gemeinschaft in Wort und
_ Sakrament zu suchen,
— Jesus Christus zu bekenn.en-ge-

genüber Irrlehren unserer._ Zeit,
auch wenn diese nicht so ein-
deutig' wie damals zu'bestimmen'
sind, . - ' • • • •

— die yeraritwörtung des. Glaubens
in unserer We|t wahrzunehmen
'(Wort der EKD jjhd dejs Bundes
der Evarjg^' Kirchen in ' der; DDR

' vom ~3. Mai 1984). Dies schließt
auch die Freiheit zur Verantwor-
tung im politischen Bereich ein.

Dabei sind von der „Barmer
The9J,ogi.schen Erklärung"'her in.
Rückbinduiig an- das '•*biblische-
Zeugnis und die altkirchlichen und
reformatorischen Bekenntnisse fol-
gende Kriterien für die theolo-
gische und seelsorgerische, aber
auch politische Urteilsbildung heute
entscheidend: ' ;

T h e s e n

1. Die e:i n e Offenbarung in Je-
sus Christus, wie sie die Heili-
ge Schrift bezeugt und zu der
sich die christlichen Gemeinden
und Kirchen bekennen, ist die
einzige Grundlage für die Er-
kenntnis des dreieinen Got-
tes; politische Ere'ignisse,. ge^

schichtliche Erlebnisse oder
auch Gefühlserfahrungen (Theo-
logie der Revolution, Jugend-
sekten usw.) haben keine Offen-
barungsqualität.

Die Hl. Schrift schützt damit den
christlichen Glauben vor einer
Ideologisierung.

2. Der Glaube an den drei-
einen G o t t bekennt Ihn als
S c h ö p f e r und Erhalter die-
ser.Welt und erkennt die Men-
schen als seine Geschöpfe. .Gott
überläßt seine Schöpfung nicht
sich" -selbst -und dem. selbst-
mäehtigen Menschen; er erhält

• die Welt" vielmehr trotz der
menschlichen Sünde, um ihr
Erlösung -durch Gericht und
Gnade zu schenken. .Der
Me'n'sch 'darf dabei als „Mitar-

. - • ' b'eiter" mitwirkenv er ist jedoch
• nicht 'Mite'rlöser;. denn; der

Mensch bleibt-Sünder; dem der
Hl. Geist um Christi willen
durch den Glauben Vergebung

. je neu. schenkt.t. -. . .• .
'Dies schützt vor dem 'Schwin-
den des • Bewußtseins,: Sünder
zu sein un'd 'sich" von Gott ab-
gesondert-zuv.haben sowie vor

• der VerhaVrrilösürig der Macht
• des Bösen in der Welt als bloß
abzuschaffendem Übel in den

" inner- und' zwischenmenschli-
chen, aber äü'ch den gesell-
schaftlichen und politischen Be-
ziehungen.

3. Die Versöhnungs- und Erlö-
T sungstat Jesus Christi allein be^

- * >deutet'-die Kns*e-ürid 'Überwin-
dung der Macht der Sünde und
des Bösen. Heil und ,Wohl sindi
folglich nicht identisch.

Dies schützt vor der Illusion der
Machbarkeit und Verweltlichung
.des Heils durch Theorien, die.
soziales . 'Engagement _ mit'poli-
tischem HeiL.und religiöser Mo-
tivation verknüpfen, das heißt
vor efrier VergeSetzlichüng des
Evangeliums. "- -" :

Die Befreiung von Ideologien,
• in 'denen die-Macht des .Bösen

Gestalt gewinnt, ist,zugleich" die
Befreiung zur Freiheit der glaü-
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benden Vernunft für das Han-
deln im Bereich der Politik, in
dem es um „vorletzte Dinge"
geht. Mit dieser Unterscheidung
von „vorletzten" und „letzten"
Dingen geben Christen „Rechen-
schaft über die Hoffnung, die
in ihnen ist". Sie wissen um ihr
ständiges Angewiesensein auf
die Vergebung der Sünden und
um die Vorläufigkeit und Be-
grenztheit all ihres Tuns, das sie
Gottes Gnade im endzeitlichen
Gericht anheimstellen. Im Blick
auf die ihnen zugesagte Gnade
nehmen sie ihre auch politische
Verantwortung aus einem ge-
trösteten Gewissen heraus mu-
tig und entschlossen wahr —
ohne dabei „letztes" Heil und
„vorletzte" Hoffnungen zu ver-
mischen.

4. Durch den Hl. Geist erweist sich
die Kirche als Volk Gottes, Leib
Christi und Gemeinschaft der
Heiligen in der reinen Predigt
des Wortes Gottes, in der rech-
ten Verwaltung der Sakramente
und in -der ihrem Auftrag ent-
sprechenden Gestalt und Ord-
nung. Ihr Struktur- und Lebens-
prinzip ist das Dienen.

5. Die Kirche erinnert an Gottes
Reich und damit an die Verant-
wortung der Regierenden und
Regierten; sie betet für die Ver-
antwortlichen und für alle Men-
schen, begleitet sie in kritischer
Sympathie — wenn es ihr mög-
lich ist, auch in der Öffentlich-
keit Nach ihrem apostolischen
Auftrag soll die Kirche Jesu
Christi Vorbild für die Welt sein,
sie ist danach aber vor allem

auch Krise der noch nicht erlö-
sten Welt.

Der Staat erfüllt seine ihm eige-
ne Aufgabe in der noch nicht er-
lösten, dennoch von Gott er-
haltenen Welt durch seine ihm
von Gott aufgetragene Fürsor-
ge und Verantwortung für
Recht, Friede und Freiheit
Diese Verantwortung verpflich-
tet ihn gegebenenfalls auch zur
Anwendung von Gewalt Auch
der weltliche Staat hat damit
Teil an dem Erlösungswerk
Gottes, indem er die Menschen
erhält, damit sie die Predigt
des Evangeliums hören können.

6. Das Angebot des Evangeliums
durch Predigt, Sakrament, Seel-
sorge und die politische Ver-
antwortung haben verschiedene
Qualität, ebenso wie Heil und
Wohl, „Letztes" und „Vorletz-
tes".

Die Predigt des Evangeliums
erweist dabei ihre ideologiekri-
tische Kraft gegen jede Form
von innerweltlicher Heilsver-
heißung; zugleich nimmt das
Evangelium die Glaubenden in
Anspruch, Verantwortung zu
übernehmen gegen die Eigen-
gesetzlichkeit weltlicher Insti-
tutionen und Regeln sowie ge-
gen eine bloße Verinnerlichung
des Glaubens.

7. Dabei lassen sich nicht einzel-
ne, aus dem systematisch theo-
logischen Zusammenhang ge-
löste biblische Aussagen auf
politische Sachthemen „anwen-
den". Biblische Weisungen wer-
den durch moralisch begründete

Absolutheitsansprüche mit ra-
dikalen Forderungen häufig ver-
kehrt in klerikalistische oder
cäsaropapistische Gesetze;
theologisch-ethisch begründete
Normen sind mit situationsge-
mäßem Handeln vielmehr in
einem Prozeß vernünftig ethi-
scher Urteilsbildung in Bezie-
hung zu bringen. Die Spannung
von Nützlichem und Möglichem
ist kreativ und wachsam unter
Einschluß des Kompromisses
auf die Einzelentscheidung hin
zu konkretisieren.

Der Glaube, der zur Sachlichkeit
und Sachgemäßheit vernünfti-
ger Entscheidungen befreit,
weiß dabei immer um die Vor-
läufigkeit eigenen Handelns und
um die Möglichkeit eigenen
Scheiterns; er trifft seine Ent-
scheidungen aber mit der Bitte
um Vergebung und der hoffen-
den Gelassenheit, „daß Gott
aus allem, auch aus dem Böse-
sten, Gutes entstehen lassen
kann und w i l l . . . daß auch un-
sere Fehler und Irrtümer nfcht
vergeblich sind, und daß es'
Gott nicht schwerer ist, mit
ihnen fertig zu werden, als mit
unseren vermeintlichen Gutta-
ten" (D. Bonhoeffer).

Der EAK Baden freut sich über
Ihre Stellungnahme. Diese ist ent-
weder an den Landesvorsitzenden,
Herrn Prof. Dr. Hans-Martin Paw-
lowski, Siegfriedstr. 11, 6905
Schriesheim oder an den Ge-
schäftsführenden Landesvorsitzen-
den, Herrn Dr. Michael Feist: Koh
berger Straße 19 a, 7500 Karlsruhe,
zu richten. ,

_^
Q;

Dr. Alfred Gramsdi zum 90. Geburtstag
Peter Egen

Am 26. Oktober dieses Jahres voll-
endete der frühere langjährige Vorsit-
zende des Evangelischen Arbeitskrei-
ses der CDU-Oldenburg,

Dr. phil. Alfred Gramsch,

sein 90. Lebensjahr,

Der ehemalige Bundesgeschäftsfüh-
rer des Evangelischen Arbeitskreises
der CDU/CSU, Dr. Peter Egen, würdigt
den Jubilar mit nachfolgendem Beitrag:

Als in der Evangelischen Verant-
wortung vor nunmehr 10 Jahren
des 80. Geburtstages von Dr. Al-
fred Gramsch — zur damaligen Zeit
war er noch EAK-Vorsitzender in
Oldenburg — gedacht wurde, en-
dete die Glückwunschadresse mit
den Worten „ ... wir wünschen ihm
für sein neues Lebensjahrzehnt
Gesundheit, Kraft und Gottes Se-
gen". Jenen Satz möchte ich heute,

zum 90. Geburtstag von Alfred
Gramsch wiederholen.

Zehn Jahre sind seither ins Land
gegangen und seine geistige und
körperliche Frische ist .ungebro-
chen. So war es für ihn selbstver:

ständlich, an der diesjährigen. Bun-
destagung des Evangelischen Ar-
beitskreises, der CDU/CSU in Wup-
pertal . -teilzunehmen — g i l t . doch-
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sein besonderes Interesse als ein
Mahn der Bekennenden Kirche der
heutigen Interpretation der Bar-
mer Erklärung, die für ihn einen
herausragenden Stellenwert hat.

Für seine Freunde und Wegge-
fährten ist die Diskussion mit ihm
immer wieder ein Gewinn. Genau
so aufschlußreich sind aber auch
seine Berichte und die damit ver-
bundenen Verlautbarungen aus der
Aufbauphase der Bundesrepublik
Deutschland. Alfred Gramsch stand
nach 1945 mit in vorderster Linie,
als es um den Aufbau des Schul-
wesens in Oldenburg ging. Er war
es, der die Pädagogische Akade-
mie Oldenburg gründete und der
erste Leiter der Abteilung Kirche
und. Schule beim .oldenburgischen
Verwaltungspräsidenten gleich
nach dem Kriege wurde.

Seine enge Freundschaft und
Verbundenheit mit Hermann Ehlers
führte dazu, daß er sich dem Evan-
gelischen Arbeitskreis von seiner
Gründung an verpflichtet fühlte.
1954 übernahm er den Vorsitz des
damaligen Landesverbandes Ol-
denburg des Evangelischen Ar-
beitskreises der CDU. Von Anfang
an hatte Alfred Gramsch Wert dar-
auf gelegt, daß der EAK nicht „die
Partei" war, sondern ein Kreis
gleichgesinnter • Menschen, der
über die politischen Probleme des

Alltags hinaus Konzeptionen ent-
wickelte, die dann oft ihren Nieder-
schlag in Grundsatzerklärungen
des Bundesarbeitskreises fanden
und damit auch in die Arbeit der
Bundes-CDU einflossen. '

. In einem Brief schreibt er ein-
mal: „Eine Mitgliederliste hatten
wir nie, da wir ja kein Verein wa-
ren, sondern nur ein Arbeitskreis.
Im Anfang habe ich alle Kosten
selbst getragen; später gab es
auch einmal Tellersammlungen
und so wurden die Portokosten ge-
deckt, denn die Einladungen gin-
gen im Laufe der Zeit in die Hun-
derte".

Die Veranstaltungen, die der
Evangelische Arbeitskreis Olden-
burg durchführte, zeichneten sich
durch ein besonders hohes Niveau
aus —: hier kamen Menschen zu-
sammen, die politische -Fragen
über den Tag hinaus zu klären ver-
suchten. Der Vorsitzende konnte
dabei seine reichen Erfahrungen
aus seiner Tätigkeit als •Landtags-
abgeordneter'' (1959—1967) sowie
als Präsident der Landessynode
der Evangelisch-Lutherischen Kir-
che Oldenburg -(1951—1957) ein-
bringen.

Alfred Gramsch versteht sich
auch heute, noch als ein Mann, für
den Begriffe wie Ehre, Freiheit und

Vaterland verpflichtender denn je
sind. In einer Rede zur „Verant-
wortung des Studenten gestern
und heute" hat er sich bei studen-
tischen Treffen sehr deutlich zu
diesen drei Idealen geäußert

Einen Höhepunkt seiner Arbeit
im Evangelischen Arbeitskreis er-
lebte Alfred Gramsch im Jahre1971,
als in der Zeit vom 10. bis 11. De-
zember in der Weser-Ems-Halle in
Oldenburg die Nord-West-Tagung
des Evangelischen Arbeitskreises
der CDU/CSU zum Thema

„Freiheit' und'Sicherheit"
stattfand und bei der Alfred
Gramsch als Teilnehmer des Po-
diums zum Thema

„Evangelische Christen
fragen die CDU"

mitwirkte und durch seine Frage-
stellungen bewies, daß er persön-
lich gerade aus dem Spannungs-
verhältnis zwischen Protestantis-
mus und Politik einen Teil seiner
geistigen Kraft schöpft.

Der Evangelische Arbeitskreis
der CDU/CSU hofft auf noch viele
Begegnungen mit einem der treu-
esten seiner Freunde — möge Al-
fred Gramsch auch, weiterhin. Ge-
sundheit und Kraft gegeben sein,
um wie bisher am politischen und
gesellschaftlichen Leben teilzuneh-
men. Hierzu wünschen wir ihm Got-
tes Segen.

Die Kirche und das Geld

„Verantwortung für die unsachliche,
zuweilen auch wider besseres Wissen
und mit verdrehten Fakten geführte
Diskussion (Ober die Kirchensteuer,
d. Red.) tragen letztlich die. Kirchen
selbst Sie haben versäumt, von sich
aus rechtzeitig die Zahlen offen auf
den Tisch zu legen und die Öffentlich-
keit davon in Kenntnis zu setzen, was
auf dem Spiel steht. Ihr Schweigen war
um so unverständlicher, als sie in die-
sem Fall, die öffentliche Diskussion
nun wirklich nicht zu scheuen brau-
chen ...", schreibt Johannes Weiß unter
anderem im „Deutschen Allgemeinen
Sonntagsblatt" vom 7. Oktober.

Die Diskussion um die Kirchensteuer
im Zusammenhang mit der Steuerre-
form nehmen.wir zum Anlaß, nachfol-
gendes Interview abzudrucken, das
Helmut IVlattriies ' (informa'tionsdienst
der Evangelischen Allianz — Idea) mit
Dr. Wilhelm Imhoff führte: •

Der 1910 In Kassel geborene Diplom-
Volkswirt Ist seit 1945 Synodaler der
Hamburgischen, dann' der Nordeibi-
schen Landeskirche und seit 1954 auch
Mitglied der EKD-Synode, deren Haus-
haltsausschuß er seit 1972 leitet

ideä: Herr Dr. Imhoff, Sie sind
so etwas wie der „Finanzminister"
der reichsten Kirche der Welt Wie
steht es um die Finanzen in der
EKD?

Imhoff: Die Finanzen der 17
Gliedkirchen der EKD wachsen —
wenn auch unterschiedlich — er-
freulicherweise noch immer. Das
Kirchensteueraufkommen erhöht
sich gleichzeitig mit den wachsen-
den allgemeinen Steuereinnahmen.
1983 kamen durch die Kirchen-
steuern rund 5,T Milliarden DM im
Bereich der EKD ein. Wir rechnen

trotz des Verlustes durch die
Streiks im Frühjahr (vielleicht 50
MiJlionen DM) mit 5,2 -Milliarden
DM für dieses.Jahr und mit 5,3 Mil-
liarden für 1985. Wenn aber die ge-
plante Steuerreform ab 1986
kommt, ist mit einer Einbuße von
12 bis 13 Prozent bzw. 650 Millio-
nen DM jährlich zu rechnen.

Nach dem jetzigen Stand will die
katholische Kirche im Gegensatz
zur evangelischen den Verlust
durch die Steuerreform tragen.

Bei der Steuerdiskussion von
1975, als die Kinderfreibeträge ent-
fielen, wurde .in Übereinstimmung
mit der katholischen und evange-
lischen Seite von der gemeinsamen
Steuerkommission empfohlen, daß
das Kindergeld nicht vom- Einkom-
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men, sondern von der Einkommen-
steuer abgezogen werden solle.
Die Folge war der § 51 a des Ein-
kommensteuergesetzes. Weil die
Kirchensteuer als Annexsteuer aber
nicht nach dem Einkommen, son-
dern nach der Lohn- und Einkom-
mensteuer berechnet wird, bedeu-
tete das eine Einbuße für die Kir-
che, die nur durch das wachsende
allgemeine Steueraufkommen in
den folgenden Jahren aufgefangen
wurde. Zu dem Abzug des vollen
Kindergeldes nach § 51 a von der
Lohn- und' Einkommensteuer wür-
de der neue Kiriderge'ldfreibetrag
vom Einkommen hinzukommen,
das heißt durch eine Addition von
Abzügen würde eine doppelte' Min-
derung von Kircheristeuererträgen
eintreten. 'Hinzu kommt die Be-
fürchtung, daß -Familien mit drei
und mehr Kindern schlechter 'ge-
stellt werden als solche mit ein
bis zwei Kindern. Aufgrund eines
Beschlusses :der Bischofskonferenz
vertritt die katholische Kirche dj,e
Auffassung, daß die Kirchen den
Verlust infolge Doppelabzugs tra-
gen müssen. Das kann nach bishe-
riger Meinungsbildung die evange-
lische Kirche nicht befürworten. .Sie
sucht einen Ausweg, auph im Ge-
spräch "mit .der katholischen. Kir-
che,, etwa dergestalt, daß für Fami-
lien mit ein, "und zwei Kindern d.er
§ 51 a entfällt — und die Möglich-
keit gefunden wird, daß kinder-
reiche Familien bei der Kirchen-
steuer nicht benachteiligt werden.
Wir sind natürlich wie die katholi-
sche Seite für die Förderung der
Familie.

EKD ins Gerede gekommen

Durch diese Steuerdiskussion ist
die evangelische Kirche .ins Gerede
gekommen. Man sagt, jahrelang
habe die Kirche die mit den „helm-
lichen." allgemeinen Steuererhö-
hüngen gestiegenen Kirchensteu-
ern gern in Empfang genommen.
Jetzt, wo die Steuern gesenkt wer-
den sollen und es damit auch we-
niger Kirchensteuer gibt, prote-
stiere die EKD. •

< Hier wird eines vergessen: Auf-
grund der steigenden Einnahmen
konnte, dte-Kirche über die nor-
male Gemeindearbeit hinaus Auf-
gaben übernehmen wie Entwick-
lungshilfe,. Bildungsarbeit, Neue
Medien und anderes. Die gestje-

genen Kirchensteuereinnahmen
wurden also.sinnvoll verwandt.

Nun taucht in der Presse und in
kirchlichen Kreisen das Argument
auf, es schade, der Kirche gar
nichts, wenn sie weniger Geld be-
komme, denn dadurch werde sie
zu ihrer eigentlichen Aufgabe zu-
rückgeführt und höre auf, sich In
die Politik einzumischen.

. Das ist eine Illusion, 70.Prozent
der kirchlichen Aufwendungen sind
Personalkosten, bei denen kaum
gespart, werden kann. Es gibt
16000 Pfarrer,, dazu-Diakone usw.,
die alle bezahlt werden müssen.
An den Sachaufwendungen, den
restlichen 30 Prozent, zu' sparen,
bringt, im Grunde genommen
nichts. Man könnte höchstens noch'
mehr'an die Kirchenmitglieder. ap-
pellieren, ehrenamtlich 'Aufgaben
in Diakonle und Verkündigung zu
übernehmen, um dadurch die Per-
sonalkosten zu verringern.

Gehälterkürzung ein Tabu

Ist eine Kürzung bei den Gehäl-
tern völlig tabu?

Dieses Thema wurde'unter, kirch-
lichen Mitarbeitern r'mlt weithin ne-
gativem , Ergebnis •• angesprochen.
Auch Appelle, freiwillig Verzicht zu
leisten und das Eingesparte in
einen „Topf zu zahlen, aus dem
dann die wieder zahlreicher wer-
denden jungen Pfarrer besoldet
werden könnten, brachten keinen
nennenswerten Erfolg.

Wenn es ums Geld geht, unter-
scheiden sich kirchliche . Mitarbei-
ter offensichtlich nicht ,vpn ande-
ren?

Das muß man leider sagen.

Was würde eigentlich passieren,
wenn man die Kirchensteuer ganz
abschaffen müßte?

Die Einnahmen würden — wie es
den Kirchen in der DDR nach der
Abschaffung der Kirchensteuer
pausiert ist — auf ein Drittel
schrumpfen.

Das Ende der Volkskirche

Wäre das das Ende der Volks-
kirche?

Das: kann man wohl sagen. Es
bedeutet auch, daß sich die diako-
nischen Werke einschränken müß-
ten. Vieles müßte dann durch mehr
Spenden finanziert werden..

Was halten Sie von einer Kir-
chensteuererhöhung um ein Pro-
zent, das heißt neun bzw. zehn
statt bisher a'cht bzw. neun Pro-
zent der Lohn- oder Einkommen^
Steuer?

Dann ist eine neue Kirchenaus-
trittsbewegurig zu befürchten.
Nichts ist .unpopulärer, als die Kir-
chensteuer, in dem Augenblick zu
erhöhen, in dem der Staat'die Steu-
ern senken will.

Spielt die Kirchensteuer bei Aus-
tritten eine Rolle?

Ja. Viele 'Menschen sind verär-
gert über manche • Erscheinungsfor-
men kirchlicher Amtsträger: De-
monstrationen voa Pastoren im Ta-
lar oder kommunistische Einflüsse
in einigen evangelischen Studen-
tenpfarrämtern usw. Dies nehmen
vermögende Kirchensteuerzahler
oft zum Anlaß, auszutreten. Die
höchsten Austritte haben wir" da-
bei seit Jahren in den Großstädten
Berlin, Hamburg 'und Bremen: Je-
des Jahr verläßt dort etwa ein Pro-
zent der Mitglieder die Kirche. Der
sonstige Durchschnitt liegt bei 0,7
Prozent Die EKD verliert dadurch
jedes Jahr etwa 50 Millionen DM^
an Kirchensteuern.

Was sollte die Kirche tun, um die
Austrittswelle zu stoppen?

Da kann sie nur wenig tun; Der
Austritt ist eine-Entscheidung des
einzelnen Mitgliedes. Natürlich
muß s^ch die Kirche fragen, ob sie
sich richtig „verkauft", ob sie noch
attraktiv genug ist bzw. ob sie nicht
zumindest ihre Öffentlichkeitsarbeit
verbessern sollte..

Wenige Christen in der Wirtschaft

Sie waren und sind In zählrei-
chen Gremien der Wirtschaft tätig,
etwa in der Handeiskamrrier. Außer-
dem waren:Sie viele Jahre Präsi-
dent der Landesvereinigung der
Arbeitgeberverbande in Hamburg.
Welches Ansehen genießt die Kir-
che in der Wirtschaft?

CD'-
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; Ober die Kirche wird dort kaum
gesprochen. Ich habe.in Spitzen-
verbänden leider nur wenige A/er^
treter der Wirtschaft gefunden, die
sich als Christen offenbarten' oder
die ein Wort einfließen ließen, daß
ihr Fundament der christliche Glau-
be ist.

Wie kommt es zu dieser offenbar
großen Kluft zwischen ' Wirtschaft
und Kirche?

'Ein wichtiger Aspekt ist folgen-
der: Junge Menschen, die in der
Wirtschaft etwas werden wollen,
müssen sehr vie^ leisten. Da fehlt
dann die Zeit für' das kirchliche,
aber auch ,für_das.po(litis.che Enga-
gement: Es is't das Schicksal 'fhit-
telständiger Unternehmen, aus
ihren Reihen kaum Repräsentanten
jfür kirchliches öder politisches En-
gagement ̂ freistellen zu .können.
.Das ist weitgehend nur Grpßunter-
riehmen möglich. Es .fehlt, in; kirch-
•lichen Gremien leider vielfach an
iSachverstand _ über Wirtschaftsfra-
•gen. Wenn''kirchliche" Gruppen Er-
'klärun'g'en -zu iWfrfschaftstherhön
Abgeben,'die ohrie-Hand-und Fuß
sind — wie beispielsweise die 'zu-
gunsten der 35-Stundeh-Woche--—,
iso gibt es in der Wirtschaft-Ver-
stimmung, und die Kluft zwischen
iKirche und Wirtschaft 'wird -'hoch
größer. • • • ' • • !

i Bei der Umfrage einer großen
deutschen WochenzeiJung .ergab
sich, ,daß viele, dj.en-.aus Verärge-
rung über die Kirche atistreten.wpl-
len, dann> zu halten -wären,, wenn
sie beispielsweise zur Hälfte selbst
bestimmen könnten, t .wohin ihre
Kirchensteuern ge,hen. ,

. C ' ;. - T ' ••" . . '• ' • " • :•
Das .-halte-,"ich für>sehr;;bedenk-

lich.. Dann würdet); Idiejenigep ^as
meiste.;Qeld.erhalte.n,,.die die beste
Werbung -. o-.jjiach.en.,', v Wer/-v wür,de
dann für die, ^arrvergehälte.r auf-
kommen? Aus den USA, wo das
freiki'jicfflie'he-J 'Ff eiw'iTligkeifspririzip
maßgebend ist, wis's'en Wir, 'daß
Pastoren, mit denen die Gemeinden
unzufrieden sind; esrs'chWef haben,
ihr Gehält,zu 'bekommen.- Unter
diesen' Umständen "müßte 'ein^ Pfar-
rer dann.50 Prozent-seiner Zeit Be-
nutzen, um sich, bei seinen•'Gemein-
äemitgüedern anzubiedern',''"damit
sie sein 'Gehalt; bezahlen-.:;Das-* -ist
jJoch • das .Verhängnisvolle! .Schon
deshalb ist .das .Kirchensteuersy-
stem bei*,-uns besser.^Iri;anriefen
Ländern soll es —;.wje ,-Ich. hürteör-
sogar übernommen werden.

Weltkirchenrat: EKD bezahlt ein
Drittel

Ein wunder Punkt bei den Finan-
zen ist der Weltkirchenrat. Man
sagt, ohne die4 Finanzierung durch
die EKD könnte die ökumenische
Organisation kaum bestehen.

; Insgesamt steuert die1 EKD Jedes
Jahr zu den 'vom Weltkirchenrat
benötigten Geldern etwa ei'n Drittel
bei: rund zehn Millionen Schweizer
Franken, .die obwohl direkt von' der
EKD? als auch 'vom 'Djakdriischen
Werk, dem Evangelischen Missibns-
werk. in'Hamburg und'dem Kirchli-
chen E'ntwicklungsdienst stammen.

? ' • ' •'. :l ••' ' '. '' ' J'-,;

Wir können dem Weltkirchenrat
deshalb so viel Geld geben, well
wir eben dank der Sozialen Markt-
wirtschaft und dem Kirchensteuer-
sys'teriv'reicrf s'Ind. Der Weltklrchen-;
rät; jederifa'lis sein efierrfälig&f Gef
rieYafsekretär-Philip.'Pbttery-'hät sich
aber.- immer-wieder ifür söziälisti--
sehe ;.Systeme- ausgesprochen und
die westdeutsche: Marktwirtschaft
als „heilige, Kuh" für die.EKD be-;
zeichnet. Mosambiks Wechsel zum
Sozialismus nannte er einen Schrift
in;l/:elne,nneug., Menschheit. Jetzt
sammelt „Brot für die Welt"hfür die-
ses gleiche Mosambik, das vor der
kommunistischen Machtübernahme
keine Gelder' brauchte, weil die:
Leute genug zu essen" hatten: Nun
sagen; manche. Kritiker: Finanziert
die:EKD nicht; dank der Sozialen
Marktwirtschaft eine' Organisation,
die ,,für die Abschaffung, ; dieser
Marktwirtschaft und damit für das'
Endendes finanziellen Reichtums
dier;EKp ' '

Der .'Sozialismus rjiacht\9nTi' ,

'.:>r . :: • . ' • ,'t - - - M ; - ' ••- j

• :Es gehiören^züf Zeit 3Q3 Ki'FChenJ
zürn.« Weltkirchenrat,,; d.avqn. stam-i
m.en we.njger -a|s; 4,0i.;a,u.s;;den>.tndu-j
striestaaten. des ̂ Wes^gn.s îWie diei
Vej;ei-nten .Watjgnen^wirdjiauch, der
Weltkirchenrat . bei_, , Mehrheitsbe-i
scrirusse.n:.yon.de,n'(£lj^h~e,n,,i.n^ den!
Er)twi,cjjjungs1ä[i.d.ern' beslirrimt, die:
oft'aus Ü.nwissenheit .fürj ein. sbz'-a-i
listisch'es' "System" 'pl.ad'je'ren .und:
dfsjkapjtalist!sciie'.ankl"ägen. Keine;
Kirbffe ' hat' ;srcfj'' aber bisher" die.
MuFie 'gerha;cht;'*zü0prüfe'n, welche
Arte'rnät'ive 'es- S'eti'n zur';soge'nann-;
terV kapitalistischen:Wirtschaftsord-i
nuTig-'gifbt-.' B'is'ner *kenhen£ wir nur:
die .z-entraldi'VerWa'ltllngswirtschaft,
in den sozialistisch geführten Län-i

dem. Dort geht es aber den Men-
schen und -'den Kirchen wirtschaft-
lich wesentlich schlechter als in
marktwirtschaftlich orientierten
Staaten'. Der Sozialismus macht
die Leute also zu arm, als daß er
eine Lösung darstellen 'konnte. Art
den Westlichen "Staaten und Kir-
chen liegt es nun, den jungen Staa-
ten der Dritten Welt mehr als bis-
her Hilfe zur Selbsthilfe zu; gewäh-
rend üafür habe- ich 13 Jahre lang
in 'den Konferenzen der InternatioH
nälen Arbeitsorganisation in Genf
plädiert. Es gibt einen Beschluß,
nach dem alle Kirchen fünf Prozent
ihres Etats -für 'Entwicklungshilfe
geb'en-sollen. Eine' einzige Landes^
kirche, -nämlich Württemberg, hat
dies -bisher geschafft. Die';anderen
liegen 'noch 'unter zwei Prozent.
Hier' muß "also mehr geschehen-.

vWenn der Sozialismus nun die
Armen noch ärmer mächt und welti
weiKversiagt hat, wie erklären' Sie
es sieh dann, 'daß internationale
Kirchenorganisationen : wie- dfer
Weltkirchenrat und! der Lutherische
Weltbund große Sympathien für den
Sozialismus zeigen?

Bedenkliche ist, daß- in den
großen •• kirchlichen -Organisationen'
keine Vertreter der Wirtschaft sit-
zen. ( Selbst in der , EKD-Synode
sincPvöYi 'den '120 .Mitglieder1!! nur.
zwei Vertreter der Wirtschaft.- ' '* ''

Wirtschaft: Jheologen. fehlt,
Sachverstand

Es fehlt also der Sachverstand?

,..-Jn tder-Tat. Es*fist^schiimm: .Keh
ner .sagt, .daß'/vonCallen -Opfer ab-
venlangt werden jmüssen. ^Stattdes-r
sen- Wjrd 'ausgerechnet dem west-'
lipfteifl' Wirtschaftssystem die Schuld!
zugewiesen'," das- allein- effektiv ist
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und auch allein Entwicklungshilfe
zahlt. Die UdSSR gibt ja nur Mili-
tärhilfe.

Was Sie sagen, wird man In
kaum einer Ausbildungsstätte für
Pfarrer hören. Nicht die Soziale
Marktwirtschaft, sondern der Sozia-
lismus Ist „in".

Das hängt eben vor allem mit
mangelnder Kenntnis zusammen.
Die Soziale Marktwirtschaft ver-
kauft sich schwer, weil sie unauf-
hörlich angefeindet wird von Leu-
ten, die die Zusammenhänge nicht
übersehen. Wir haben von selten
der Wirtschaft immer wieder ver-
sucht, Theologiestudenten zu raten,
mindestens ein halbes Jahr in einen
Betrieb zu gehen, um dort nicht nur
in Kontakt mit den Arbeitern zu
kommen, sondern zu sehen, wie
heute Wirtschaft funktioniert. Wir,
der Arbeitskreis Evangelischer
Unternehmer, sind auch wiederholt
zum Generalsekretär des Weltkir-
chenrates, Philip Potter, gegangen
und .haben wenigstens erreicht,, daß
seine .ständige diffamierende Be-
merkung, die „Multis", also Betrie-
be, die in mehreren Ländern tätig
sind, seien Ausbeuter, im Blick auf
die Bundesrepublik abgeschwächt
wird.

Wie könnte der mangelnden
Kenntnis bzw. der wirtschaftspoliti-
schen Ignoranz abgeholfen wer-
den?

Ein Mittel wäre, mehr Leute aus
der Wirtschaft in Synoden und Kir-
chenleitungen zu wählen.

Sie sind seit 1954 führend In
einer der größten diakonischen
Einrichtungen Deutschlands tätig,
den Alsterdorfer Anstalten in Ham-
burg. Seif 1977 sind Sie Vorsitzen-
der des Stiftungsrates. Was unter-
scheidet eigentlich eine diako-
nische Einrichtung von einer staat-
lichen?

Der Unterschied ist vor allem der,
daß in diakonischen Anstalten ver-
sucht wird, in der Mitarbeiterschaft
das Bewußtsein zu wecken, daß es
der Auftrag des Evangeliums ist,
Menschen aus christlicher Überzeu-
gung zu helfen. Dieses Bewußtsein
fehlt ja noch bei manchen Bewer-
bern, die in zunehmendem Maß
bei uns tätig werden wollen. Ist
dieses Bewußtsein aber da, 'dann,
wird man es auch entsprechend
merken. :

Kirchliches Angebot wurde breiter

Sie sind seit fast 50 Jahren ak-
tiv in unzähligen Gremien der Kir-
che tätig. Was hat sich in der Kir-
che in diesem langen Zeitraum ge-
ändert?

Vor allem dies.:.Das Angebot der
Kirche ist viel. breiter gewoVden.
Ich,, denke an .die Evangelischen
Akademien, an die Industrie- und
Sozialpfarrämter und Bildungsein-
richtungen.. Früher beschränkteren
kirchliche Arbeit meist auf .die Ge-
m.einde. Heute ist sie sehr stark
Übergreifend. Eine wichtige Neue;
rung ist auch der Kirchentag. 1953

hatte ich ihn in Hamburg mit nur
zwei hauptamtlichen und 300 ehren-
amtlichen Mitarbeitern organisato-
risch vorzubereiten. Zu den letzte-
ren gehörte übrigens der spätere
„Superminister" Karl Schiller und
der nachmalige Bundesbankpräsi-
dent Karl Klasen. Waren die Kir-
chentage in den fünfziger Jahren
in starkem Maße gesamtdeutsche
Treffen evangelischer Christen, so
sind sie in den letzten Jahren mehr
und mehr Sammelpunkte evange-
lischer Jugend geworden als Aus-
druck der Sehnsucht der Jugend
nach Wahrheit und nach religiö-
sem Engagement.

Vielen Dank für das Gespräch.

„Gemeinsam für die Zukunft
- Kirchen und Wirtschaft im
Gespräch", lautet der Titel
des von Wolfgang Kramer
und Michael, Spangenberger
im Deutschen Instituts-Verlag
(Gustav-Heinemann-Ufer 84-
88, 5000 Köln 51) für das In-
stitut der Deutschen Wirt-
schaft herausgegebenen Ban-
des 34 der „div-Sachbuch-
reihe".

Dieses Buc.h soll nach dem
Willen seiner Herausgeber —
Michael Spangenberger ist
Leiter des zu Beginn dieses
Jahres beim Institut der Deut-
schen Wirtschaft eingerichte-
ten Referates „Kirche/Wirt-
schaft" — helfen,-den Dialog
zwischen zwei großen Grup-
pen unserer Gesellschaft in
Gang zu setzen, oder, wo vor-
handen, zu intensivieren: zwi-
schen den Kirchen und der
Wirtschaft..' Daher nehmen
prominente Vertreter der
katholischen Kirche und der
Wirtschaft— z.B. Prälat Paul
Bocklet, Bischof Dr. Franz
Hengsbach, Prof. Wilhelm
Krelle, Prof. Martin Honecker,
Dr. Erwin Wilkens — Stellung
zu so komplexen Fragen wie:
Wirtschaft und Ethik, zum
Leistungsprinzip, zur Zukunft
der Sozialen Marktwirtschaft
und zum aktuellen Problem
der Arbeitslosigkeit. Auch ge-
gensätzliche Positionen wer-
den deutlich sichtbar. Aber

der Leser hat die Chance, Ge-
meinsamkeiten zu entdecken
und in den Dialog einzutreten.

„Kirche und Unternehmen
in Verantwortung für die Pro-
bleme unserer Zelt" heißt der
ebenfalls im Deutschen Insti-
tuts-Verlag herausgegebene
Band 35 der „div-Sachbuch-
reihe". Probleme des techni-
schen Fortschritts,' der Ar-
beitslosigkeit, Umwelt- und
Friedensfragen sowie die Not
in Ländern der Dritten Welt
spielten eine Rolle auf dem
7. wissenschaftlichen Forum
des Instituts der deutschen
Wirtschaft, das hier dokumen-
tiert wird. Bei der Begegnung
von Vertretern der Kirchen
und der Wirtschaft wurden
deckende Auffassungen über
Ziele und Möglichkeiten eben
so deutlich wie unterschied-
liche Meinungen über Mitte]
und Wege, vorstehender Pro-
bleme Herr zu werden.

Das Buch will dazu beitragen,
Probleme nicht nur gegen-
sätzlich zu erörtern, sondern
eine gemeinsame Grundlage
zu finden, von der aus diesen
Herausforderungen begegnet
werden kann. Ein Auszug
aus dem Autorenverzeichnis
spricht für sich selbst: Franz
Alt, Otto Esser, Ludolf Herr-
mann, Hans von Keler, Man-
fred Lennings, Reinhard
Mohn, Hans-Georg Pohl und
Bernhard Vogel.
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Kurz notiert

Wahlen in Nicaragua

G

Zu den am 4. 'November 1984 In
Nicaragua durchgeführten Wahlen er-
klärten die Bundesfachausschüsse für
Außen- und Deutschlandpolitik und für
Entwicklungspolitik der CDU:

Die Voraussetzungen für die Durch-
führung demokratischer Wahlen in
Nicaragua am 4. November 1984 sind
nicht gegeben.

1. Der Spielraum der Opposition In
Nicaragua wird massiv einge-
schränkt durch die sandinlstischen
Streikräfte und Milizen, die als ver-
längerter Arm der Partei fungieren
sowie die sandinistischen Verteidi-
gungskomitees (CDS), die im Stile
eines Blockwartsystems die Kontrol-
le über das Leben der Bevölkerung
ausüben (Zuteilung von Lebensmit-
telkarten, ärztliche Versorgung und
Wohnbescheinigungen).

2. Die Chancengleichheit Im Wahlpro-
zeß wurde der Opposition verwehrt
durch die

— Behinderung des Zugangs zu den
Medien und damit der öffentlichen
Kritik an der Amtsführung der
Sandinisten;.

— Störung bzw. Auflösung von
Wahlkampfveranstaitungen der
Coordinadora durch Milizen, Stör-
trups („turbas divinas") und Strei-
kräfte;

— willkürliche Verhaftung, von Kan-
didaten sowie Druck auf deren
Familien.

Daher fordern die Bundesfachaus-
schüsse „Außen- und Deutschlandpoli-
tik" und „Entwicklungspolitik" der CDU

— die Bundesregierung auf, bei der Be-
wertung der Wahlen deren demokra-
tisches Defizit klar zum Ausdruck zu

; bringen;
— die Junta in Nicaragua und alle Be-
: teiligten auf, ihre Bereitschaft zum

nationalen Dialog zu erklären und
ihn alsbald vorbehaltlos aufzuneh-

' men;
— die Junta in Nicaragua auf, die Be-

dingungen für einen.demokratischen
Wahlprozeß zu schaffen;

— die Sozialistische Internationale und
~ die Sozialdemokratische Partei

Deutschlands auf, Friedenslösungen
unter Einbeziehung aller demokrati-

. sehen nicaraguanischen Kräfte zu
unterstützen, auf das Ziel einer de-
mokratischen Entwicklung des Lan-
des hinzuwirken, die negativen Er-

scheinungen und Entwicklungen In
Nicaragua beim Namen und die Kri-
terien für ihre Beurteilung der Wah-
len zu nennen.

Die Bundesfachausschüsse „Außen-
und Deutschlandpolitik" und „Entwick-
lungspolitik" der CDU können die Legi-
timation der Wahlen am 4. November
1984 nur anerkennen, wenn folgende
Bedingungen gewährleistet sind:

-Einhaltung rechtsstaatlicher Prinzi-
pien, insbesondere Achtung der Un-
abhängigkeit der Gerichte und Be-
endigung willkürlicher Verhaftungen
sowie sofortige Amnestie für alle po-
litischen Gefangenen;

— Garantie der Gewaltenteilung, Tren-
nung von Partei und Staat sowie
von Partei und Armee;

— Aufhebung des Verbots der Partelen
. der Coordinadora;

— Garantie der Presse- und Informa-
tionsfreiheit durch Abschaffung der
Zensur sowie ungehinderter Zugang
aller politischen Gruppierungen zu
den Medien und Garantien für die
ungestörten Abhaltungen freier Ver-
sammlungen.

Die CDU tritt ein für eine demokra-
tische Entwicklung aller Länder der Re-
gion, also auch NIcaraguas. Die Ge-
staltung einer demokratischen Ordnung
und die Beachtung von elementaren
Grundfreiheiten und Menschenrechten
in den Ländern Mittelamerikas sind ein
wichtiges Element für den Abbau der
inneren und äußeren Spannungen in
dieser Region. Die demokratische Ord-
nung besitzt die Fähigkeit "zu gesell-
schaftlichen, wirtschaftlichen und so-
zialen Reformen. Demokratische Ver-
hältnisse sind gleichzeitig ein Schutz
gegen willkürliche Machtausübung so-
wie gegen eine aggressive und expan-
sive Fortführung" der Politik mit ande-
ren Mitteln. ' '

Ein demokratisches, die Rechte sei-
ner .Nachbarn achtendes Nicaragua
kann mit der freundschaftlichen Hilfe
der Bundesrepublik Deutschland rech-
nen. " ;

Aussledlerpolltlk • • • ' '
— Grundsätze der Bundesregierung —

• • • • • Die Bundesregierung bleibt uneinge-
schränkt •;bei ihrer Entscheidung, die
zur Aussiedlung entschlossenen Deut-
schen 'bei der Verwirklichung ihres
Wunsches nachhaltig zu unterstützen.

Sie hat hierzu' drei Grundsätze ent-
wickelt:

1. Die Bundesregierung fordert keinen
Deutschen im polnischen Machtbe-
reich, in Rumänien, der Tschecho-
slowakei, der Sowjetunion oder wo
auch immer auf, in die Bundesre-
publik Deutschland zu kommen.
Sie wirkt auch auf niemanden ein,
in seiner jetzigen Heimat, in den
oft seit Jahrhunderten angestamm-
ten Siedlungsgebieten, zu bleiben
und dort trotz Drangsalen auszu-
harren.

2. Dte Bundesregierung betrachtet die
Entscheidung jedes Deutschen, mit
seiner Familie dort zu bleiben oder
sich um die Aussiedlung zu bemü-
hen, als eine höchstpersönliche
existentielle Grundsatzentschei-
dung. Wie immer die Entscheidung
ausfällt: Sie wird ohne Wenn und
Aber respektiert

3. Wer sich für die Aussiedlung ent-
schieden hat, kann darauf vertrau-
en, daß die Bundesregierung ihm
bei der Verwirklichung seiner Ent-
scheidung nach Kräften helfen wird.

Dies erklärte der Parlamentarische
Staatssekretär Im Bundesinnenministe-
rium, Dr. Horst Waffenschmidt, MdB -
stellv. Vorsitzender des EAK der CDU
im Rheinland — in einer Grundsatz-
rede zum Thema „Aktuelle Fragen der
Vertriebenenpolitik" vor dem schlesl-
schen Kreis-, Stadt- und Gemeindetag
am 6. Oktober in Wuppertal.

Nachzugsalter für Ausländerkinder

„Bleibt die Bundesregierung bei ihrer
Absicht, das Nachzugsalter für Kinder
von Ausländern auf sechs Jahre zu
senken?

: Beabsichtigt die Bundesregierung,;
das Nachzugsalter für Kinder von Aus-
ländern auf dem Umweg über die Er-
weiterung der Aufenthaltserlaubnis-
pflicht auf Kinder unter 16 Jahren zu
senken?

Die Fragen der Herabsetzung der
Altersgrenze für den Kindernachzug
und einer Ausdehnung der Aufenthalts-
erlaubnispflicht sind getrennt zu be-
handeln.

1. Die Bundesregierung hat nie daran
gedacht, Eltern und Kinder vonein-
ander zu trennen. Sie tritt vielmehr,
dafür ein, daß Eltern und Kinder in
einem Zeitraum zusammenleben, In
dem die Kinder auf die Erziehung
und Betreuung durch die Eltern an-

" ' gewiesen 'sind. So bestand auch
unter den Mitgliedern der Kommis-
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..sion „Ausländerpoltik" Einigkeit dar-
• über, daß .aus .integrationspolitischer
Sicht., 'ein.: möglichst .frühzeitiger
Nachzug der Kinder (spätestens bis
zum Beginn der Schulpflicht) anzu-
streben ist, sofern aufgrund der
"Lebensplanung der Ausländer-'ein
Nächzug der Kinder überhaupt 'be-

: absichtigt ist Die Praxis, Kinder in
• der Heimat zurückzulassen und'-erst

nach Schulabschluß •'einreisen zu
lassen, führt ganz überwiegend da-
zu,'daß diese Kinder und Jugend-
lichen ohne deutschen-' Schülab-
sctiluß. und-, ohne.-ausreichende
Sprachkenntnisse, kaum eine Chan-
ce haben," "einen Arbeitsplatz oder

:gar einen Ausbildungsplatz, zu'fin-
den. Der Mehrheit von. Ihnen'droht
ein Leben ohne Perspektive. Eine
verspätete. , Einreise, liegt daher
nicht im wohlverstandenen Interes-?
se des Kindes.. ; '/ • .

Auch die seinerzeitige Bundesregie-
rung hat im Rahmen ihrer auslän-
de'rpoliUschen Beschlüsse 'vom '14.
.Juli'. 1982 zum Kindernachzug. wie
folgt Stellung genommen:

„Um den Kindern'; ausländischer
Eltern zukunftsgerechte Integrations-

. ..chanc.en sichern zu können, hält
es die Bundesregierung in Überein-

.... Stimmung mit dem Bundesrat für
s notwendig, daß die Eltern ihre Kin-
. der in-einem Alter in die Bundes-

republik Deutschland nachholen; in
dem diese noch eine deutsche

\g erhalten.können."

Die heutige Bundesregierung teilt
,.; ."diese 'Auffassung. Sie ;geht davon

aus, daß die Eltern mit Vernunft und
.Verantwortungsbewußtsein .. sowie

.. alle anderen a'm Intergrationspro-
'.. zeß Beteiligten .zu derselben Ein-

',... sieht gelangen; Unter, diesen Üm-
. ständen sieht die Bundesregierung
., -keinen; Anlaß für-'.-ein.-gesetzliches

Verbot des ' Nachzugs von Kindern
über sechs Jahren.

2. Mit einer Erweiterung der Aufent-
haltserlaubnispflicht auf Ausländer
unter 16 Jahren kann für sich allein

• genommen keine : Absenkung des
Nachzugsalters erreicht werden; da-

zu bedürfte es zusätzlich einer
Änderung der -materiellen Fami-
liennachzugsregelungen. -Die, Bun-
desregierung erwägt eine. Erweite-
rung der Aufenthaltserlaubnispflicht.
im Rahmen der Neuregelung des
Ausländerrechts deshalb, weil, -nur
so ein bereits nach geltendem Recht
nicht gestatteter. Kindernachzug tat-
sächlich verhindert werden kann. So
ist derzeit eine .wirksame. Kontrolle
:der Einreise ̂ ausländischer Kinder,
•deren beide, .Elternteile sich-nicht
auf Dauer erlaubt in der Bundesre-

publik Deutschland aufhalten, nicht
möglich. ;

Schwierigkelten ergeben sich, unter
anderem auch 'daraus, 'daß zuneh-
mend, ausländische Kinder, insbe-
sondere aus, der Dritten AVeit, etwa
zum Zwecke der Adoption unkon-
trolliert mit oder ohne Begleitung In
das- Bundesgebiet'einreisen", heißt
es In de'r Antwort der -Bundesre-
gierung (Drucks. -10/2071 vom 3.
Oktober 1984) auf die große An-
frage zur „Fortentwicklung des Aus-
länderrechts".

Sozialpolitischer Kongreß
der Konrad-Adenauer-Stiltung
Die Politische Akademie der Konrad-Adenauer-Stiftung veranstaltet
am 22. und 23. November 1984 im Konrad-Adenauer-Haus in Bonn einen
sozialpolitischen Kongreß unter dem Thema:

„Die Soziale Marktwirtschaft erneuern.
Soziale Sicherung, Vermögen, Familie"

Es sprechen u. a. die Bundesminister Stoltenberg, Geißler und Blüm.

Anmeldungen nimmt die Politische Akademie der Konrad-Adenauer-Stiftung,
Postfach 1365, 5047 Wesseling entgegen. Eventuelle Übernachtungswünsche
richten Sie bitte an das Fremdenverkehrsamt Bonn, Kurfürstenallee 2, 5300 Bonn.
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